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Panik durch Medien 
Amokläufe und  Terror werden 
in Sekundenschnelle und Echt-
zeit über die „sozialen“ Medi-
en wie Twitter und Facebook 
weltweit in einem Schneeball-
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Smart und zügellos? 
Die Digitalisierung verändert 
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Infrastrukturen und Kommuni-
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in allen ihren Lebensbereichen 
betroffen.  
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Baustelle Europa
Zunehmender Nationalismus, 
der Brexit, Populismus und 
die schwierigen Beziehungen 
zu den USA und der Türkei er-
schweren derzeit eine europäi-
sche Politik aus einem Guss.   
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Blick über den See

„Benutzen Sie Ihren Verstand, 
bevor Sie diese Nachricht wei-
ter verbreiten.“ Es spräche viel 
dafür, diese 72 Zeichen jedem 
„Tweet“ mit auf den Weg zu ge-
ben. Gerade vor der anstehen-
den Bundestagswahl. Schließ-
lich scheint die Sorge begründet, 
dass versucht werden könnte, 
Wählerinnen und Wähler durch 
gezielte Falschmeldungen auf 
online-Plattformen oder durch 

die Verbreitung von Halbwahrheiten mittels der sozialen Netz-
werke zu verunsichern und so auf die öffentliche Meinung 
Einfluss zu nehmen. 

Dass dafür nicht einmal Menschen tätig werden müssen, 
sondern es genügt, „Social Bots“ zu programmieren, ist 
längst bekannt. Nicht bekannt oder zumindest sehr umstrit-
ten ist dagegen die Antwort auf die Frage, wie man der Ge-
fahr der systematischen Desinformation mit den Mitteln des 
Rechtsstaates Herr werden kann. Das Setzen auf die große 
Löschtaste, also den Einsatz von Überwachungsinstanzen 
zum Kampf gegen Falschmeldungen und illegitime Beeinflus-
sungsversuche, ist der falsche Weg. Schließlich besteht die 
Gefahr, dass mit dem Aufbau derartiger Infrastrukturen das 
Kind mit dem Bade ausgeschüttet, also der Meinungs- und In-
formationsfreiheit ein Schaden zugefügt wird, den selbst das 
hehre Ziel des Kampfs gegen gezielte Falschinformationen 
nicht rechtfertigen kann; schon gar nicht, wenn die Entschei-
dung über Löschaktionen maßgeblich bei den privaten Platt-
formbetreibern liegt. 

Wirksamer und auch mit den Grundprinzipien unserer Ver-
fassung vereinbar ist es dagegen, bei den Nutzerinnen und 
Nutzern der online-Medien anzusetzen. Wir benötigen mehr 
denn je eine breite Medienbildung der Bevölkerung, die dar-
auf reagiert, dass die Erzeugung und Verbreitung von Nach-
richten nichts Exklusives mehr ist. Wir alle sind gehalten, aus 
dieser Revolution des Informations- und Kommunikationswe-
sens die Konsequenzen zu ziehen, die einer freiheitlichen De-
mokratie angemessen sind. Das Einschalten des eigenen –  
politisch gebildeten – Verstandes ist das beste Mittel gegen 
unstatthafte Beeinflussungsversuche. Nicht nur in Zeiten des 
Wahlkampfes.

Mit herzlichen Grüßen 

Ihre 

Prof. Dr. Ursula Münch 
Direktorin der Akademie für Politische Bildung
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Festakt im Landtag

Ort der Reflexion in 
kontrafaktischen Zeiten

Die politischen Spitzen Bayerns 
würdigten die Akademie zu 
ihrem 60. Geburtstag.

ZUSAMMEN mit mehr als 400 hochran-
gigen Gästen aus Politik, Medien, Wissen-
schaft, Bildung und Justiz feierte die Akade-
mie im Bayerischen Landtag ihr 60-jähriges 
Bestehen. Man kehrte damit wieder – wie 
auch schon bei den früheren Jubiläumsfei-
ern – an den Geburtsort dieser in Deutsch-
land einzigartigen Einrichtung zurück. Denn 
dort begann mit der Verabschiedung des 
Akademiegesetzes im Mai 1957 durch die 
damalige Vierer-Koalition aus SPD, FDP, Bay-
ernpartei und BHE die Geschichte der Akademie. 
Zum Geburtstag gratulierten die politischen Spit-
zen Bayerns, darunter Ministerpräsident Horst See-

hofer, Landtagspräsidentin Barbara Stamm und der  
SPD-Fraktionsvorsitzende Markus Rinderspacher.  
Festredner war der britische Historiker und diesjäh- 
rige Träger des Karlspreises Timothy Garton Ash.

Kraftzentrum politischer Bildung

Demokratie erfordere lebenslanges Lernen und Zei-
ten des ruhigen Nachdenkens. Gerade in diesen un-
ruhigen Zeiten, die durch Nationalismus, Populismus 
und Terrorismus gekennzeichnet seien, sei politische 
Bildung nötiger denn je, sagte Landtagspräsidentin 
Stamm. Sie wünschte sich in der hektischen Tagespo-
litik mit immer kürzeren Reaktionszeiten oft auch 

mehr Zeit zum Nachdenken und zur Reflexion. „Das 
wir die oft nicht haben, ist vielleicht auch ein Grund für 
das schlechte Ansehen der Politiker.“

Die Themenliste der seit über 20 Jahren gemein-
sam durchgeführten Akademiegespräche sei lang 
und beeindruckend. „Sie dokumentiert, dass die Aka-
demie immer aktuell und auf der Höhe der Zeit ist“, 
sagte die CSU-Politikerin und erinnerte auch daran, 
dass ihre damals oppositionelle Partei gegen das Aka-
demiegesetz gestimmt habe. Sie betonte jetzt: „Ein 
Kraftzentrum politischer Bildung sollte sie sein, nach 
den entsetzlichen Erfahrungen, die unser Land mit 
den Nationalsozialisten gemacht hat. So ein Kraftzen-
trum ist sie geworden.“

Schlagwortpopulismus

SPD-Fraktionschef Mar-
kus Rinderspacher freu-
te sich darüber, dass die 
CSU mittlerweile zur 
Akademie stehe. Er er-
innerte daran, dass in 
seiner Partei Waldemar 
von Knoeringen, Wil-
helm Hoegner und vor 
allem Hans-Jochen Vo-
gel die Akademiegrün-
dung vorangetrieben 
hatten. Das sei ja bis 
heute ein Prinzip bay-
erischer Landespolitik: 
„Die SPD macht Vor-
schläge, die CSU findet 

Blumen zum Akademiegeburtstag vom Ministerpräsidenten für die Akade-
miedirektorin

Landtagspräsidentin Barbara 
Stamm: „Die Akademie ist im-
mer aktuell und auf der Höhe 
der Zeit.“

SPD-Fraktionsvorsitzender Mar-
kus Rinderspacher: „In Zeiten 
des Schlagwortpopulismus brau-
chen wir Orte wie Tutzing drin-
gender denn je.“
© Rolf Poss

Akademiedirektorin Ursula 
Münch begrüßte die über 400 
hochrangigen Gäste im Senats-
saal des Maximilianeums.
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die zunächst doof und lehnt sie mit ihrer Mehrheit 
im Landtag ab. Ein paar Jahre später holt sie sie aus 
der Versenkung und macht sie zu ihrem eigenen Ge-
setzesvorschlag und lässt sich für die Reform feiern.“ 
Gerade in Zeiten des Schlagwortpopulismus brauche 
man Orte wie Tutzing dringender denn je zum Aus-
tausch und zum kritischen Hinterfragen. Der Opposi-
tionsführer im Landtag, dem im Akademiegesetz ja 
auch eine besondere Rolle zugeschrieben wird, erin-
nerte dabei an ein Knoeringen-Wort: „Das Gespräch 
ist die Seele der Demokratie.“

Kontakt ohne Kumpanei

„Das kommt bei der CSU häufiger vor, dass wir am 
Anfang dagegen waren und jetzt dafür“, hatte Minis-
terpräsident Seehofer bereits in seinem Grußwort 
erklärt. Neutralität und 
Qualität seien wesent-
liche Kennzeichen der 
Akademie. Er erinner-
te an die Besonderheit, 
dass die Akademie zwar 
wesentlich vom Frei-
staat finanziert werde, 
aber dennoch immer 
neutral in ihrer Ausrich-
tung ist: „Für die Kri-
tik, die wir aus Tutzing 
bekommen, zahlen wir 
auch noch.“ Dazu kom-
me eine enorme inhaltli-
che Qualität: „Wir hören 
zu und berücksichtigen 
Ihre Analysen, weil sie 
gut sind. So angenehm die Gespräche auch sind, so 
objektiv und schonungslos ist Ihr Urteil.“ Aus Tutzing 
werde man als Politiker mit wenig Barmherzigkeit 
überzogen. Der Kontakt sei gut, werde aber nie zur 
Kumpanei. 

Der Kuratoriumsvorsitzende Friedrich W. Rothenpie-
ler erinnerte an 60 Jahre der politischen Bildung in 
Tutzing und wies auf die bewundernswerte Knapp-
heit, Präzision sowie den Weitblick des Akademiege-
setzes hin. Dass es bisher ohne jegliche Nachbes-
serungen gültig sei und sicherlich noch weitere 60 
Jahre so gelten könne, sei einem jungen Referen-
ten in der Staatskanzlei zu verdanken: dem späteren 
Bundesjustizminister und SPD-Vorsitzenden Hans- 
Jochen Vogel – der bei unserem Festakt 2017 auch  
anwesend war.

Das Ziel von Manfred Hättich, dem zweiten Aka-
demiedirektor von 1970 bis 1993, war Rationalität. 
„Das ist heute in kontrafaktischen Zeiten wichtiger 
denn je“, sagte Rothenpieler. Direktor Heinrich Ober-
reuter (1993 bis 2011) habe durch seine scharfsinni-

gen Analysen das Profil 
der Akademie geschärft 
und sie auch in die Me-
dien getragen. Die jet-
zige Direktorin Ursula 
Münch, die gerade für 
eine zweite Amtszeit 
wiedergewählt wurde, 
habe das Themenspekt-
rum seit 2011 erweitert 
und auch methodisch – 
zum Beispiel mit Politik-
simulationen – neue Ak-
zente gesetzt.

Gewandt an den Mi-
nisterpräsidenten See-
hofer regte der Kura-

toriumsvorsitzende an, mehr politische Bildung für 
Verwaltungsbeamte anzubieten. Es sei nötig und 
sinnvoll, die Wertegebundenheit unserer demokrati-
schen Ordnung gelegentlich auch den Spitzen von 
Verwaltung und Justiz zu vermitteln.

Für die musikalische Umrahmung des Festaktes im 
Landtag sorgte das Anna Holzhauser Trio mit ihr als 
Sängerin, Josef Ressle am Piano und Rene Haderer 
am Kontrabass.

Michael Schröder
(siehe Presseschau Seite 37)

„Das Gespräch ist die Seele  
der Demokratie.“

Waldemar von Knoeringen,  
SPD-Vorsitzender in Bayern und  

Begründer der Akademie (1906 – 1971)

Ministerpräsident Horst Seeho-
fer: „Neutralität und Qualität sind 
wesentliche Kennzeichen der 
Akademie.“

Kuratoriumsvorsitzender Fried-
rich W. Rothenpieler forderte 
mehr politische Bildung für Ver-
waltungsbeamte.

Die zahlreichen Ehrengäste beim Empfang der Landtagspräsiden-
tin im Steinernen Saal des Maximilianeums
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Festrede

Die zweite Hälfte der  
zweiten Chance

Festredner Timothy Garton  
Ash umriss die neue Rolle 
Deutschlands in Europa und 
der Welt.
SELBST IN ALTGEDIENTEN DE-
MOKRATIEN wie Großbritannien und 
den USA bedrohe ein nationalistischer 
Populismus die freiheitliche Grundord-
nung. Wenn nur noch die Hälfte der 
jungen Europäer die Demokratie für 
die beste Regierungsform hielt, „ist 
politische Bildung nötiger denn je“, be-
tonte Garton Ash. Die Menschen sei-
en anfällig für die „Sirenengesänge“ von Politikern 
wie Orbán in Ungarn, Le Pen in Frankreich oder Wil-
ders in den Niederlanden, die ihre illiberalen Regime 
der liberalen Demokratie vorziehen und dafür auch  
Unterstützung bekommen.

Mit der Einheit 1990 bekam Deutschland eine 
„zweite Chance“ (Fritz Stern). Auch wenn europäi-
sche Politiker wie die damalige britische Premiermi-
nisterin Thatcher ausgesprochen skeptisch gegen-
über der Deutschen Einheit waren, so könne man 
doch heute feststellen, dass die Deutschen diese 
zweite Chance nach 1945 ergriffen und gut genutzt 
hätten. Die finsteren Prognosen eines „Vierten Rei-
ches“ seien nicht eingetreten. Mit den östlichen 
Nachbarn gebe es eine gute und friedliche Nachbar-
schaft, man sei sogar in der EU wirtschaftlich mit-
einander verwoben. Die NATO-Partner machen sich 
keine Sorgen wegen der militärischen Stärke, son-
dern würden im Gegenteil eine Erhöhung der Ver-
teidigungsausgaben erwarten. Weltweit würde 
Deutschland als „soft power“ am positivsten gese-
hen – zehn Punkte vor Frankreich.

„Existenzielle Krise des Westens“

Garton Ashs These: Deutschland steht aktuell vor 
der zweiten Hälfte seiner zweiten Chance. Während 
Deutschland sehr erfolgreich ist, befinden sich Euro-
pa und der Westen in einer „existenziellen Krise“. Die 
Ursachen dafür sieht der britische Historiker in der 
Zeit „des größten Triumphes des Westens“, in den 
Jahre 1989 bis 1991. Die Probleme von heute hätten 
damals ihren Ursprung und seien Folgen versäumter 
Entscheidungen.

Das Jahr 1989 öffnete das Tor zur Globalisierung von 
Kommunikation, Wirtschaft und Politik. Gleichzeitig 
wurde der Weg frei für die Demokratie in Ostmittel-
europa und den Beitritt dieser Staaten zur EU. Die 
damit einsetzende Reise- und Arbeitsfreiheit inner-
halb der EU nutzten zahlreiche Menschen aus Ost-
mitteleuropa. Fast drei Millionen von ihnen kamen 
allein nach Großbritannien. Garton Ash sieht darin 
den Hauptgrund für das Brexit-Votum der Briten vom  
Juni 2016.

„Leninistischer Kapitalismus“

Ihn verwundert es nicht, dass es nach dem Zerfall der 
Sowjetunion irgendwann eine wütende Gegenreakti-
on dieser ehemaligen Großmacht geben musste. Für 
ihn sei nicht das Verhalten Wladimir Putins mit der An-
nexion der Krim und der bewaffneten Intervention in 
der Ukraine überraschend, sondern das eines Michail 
Gorbatschow.

China habe nach dem Massaker auf dem Platz des 
Himmlischen Friedens im Juni 1989 konsequent den 
Weg eines „leninistischen Kapitalismus“ eingeschla-
gen und aus dem Zerfall der Sowjetunion gelernt. 
Ebenso habe man die Chancen der Globalisierung ge-
nutzt und sei mittlerweile zur zweitgrößten Volkswirt-
schaft der Welt mit erheblichem Einfluss in vielen eu-
ropäischen Staaten aufgestiegen.

Die Eurozone habe einen entscheidenden Geburts-
fehler und daraus erwachse die strukturelle Krise: Der 
Währungsunion fehlt die Fiskalunion. Weil es sich um 
ein politisches Projekt handelte, sei die Währungsuni-
on auf 19, viel zu unterschiedliche Volkswirtschaften 

Timothy Garton Ash hielt die Festrede zum 60-jährigen Jubiläum der Akademie im 
Bayerischen Landtag.
© Rolf Poss
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ausgedehnt worden. Letztlich habe das Einigungspro-
jekt tiefe Gräben aufgerissen, besonders zwischen 
Deutschland und Griechenland.

Stattdessen hätte man sich zunächst besser auf 
eine gemeinsame europäische Außen- und Sicher-
heitspolitik verständigen und danach eine kleinere 
Eurozone schaffen sollen, sagte Garton Ash. Eine sol-
che gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik hät-
te klüger auf den Arabischen Frühling reagiert und 
besser mit den Flucht- und Migrationsströmen aus 
Nordafrika und dem Nahen Osten umgehen können 
– einschließlich einer effizienteren Sicherung der Au-
ßengrenzen des Schengen-Raums.

Frieden als Selbstverständlichkeit

Nach dem Verlust alter Feindbilder – Nationalsozialis-
mus und Kommunismus – und einer über 70-jährigen 
Periode des Friedens in Europa gebe es inzwischen 
eine junge Generation, die keine Erinnerung mehr an 
Krieg und Holocaust habe. Europa sei eine Selbstver-
ständlichkeit und für viele nicht mehr so wichtig. Die 
Initiative „Pulse of Europe“ stimme da optimistisch, 
sei jedoch ein Minderheitenphänomen.

Mit dem Amtsantritt des nationa-
listisch-populistischen US-Präsi-
denten Trump werde die Krise 
des Westens als einheitlicher 
geopolitischer Akteur akut. In 
diesen unruhigen Zeiten wer-
de Deutschland „ungewollt 
wieder fast so etwas wie eine 
Weltmacht“ – zumindest eine 
zentrale Macht, weil es fest 
in alle europäischen Instituti-
onen eingebettet ist. Auf je-
den Fall sei es der Hegemon 
der Eurozone.

Deutschland sollte besonnen und klar seine natio-
nalen Interessen definieren statt sie in vage europä-
ische Interessen zu kleiden. Das „ruhige Benennen 
eigener Interessen kann beim Finden von Kompro-
missen hilfreich sein“.

Europa müsse in der Praxis funktionieren, erläuter-
te Timothy Garton Ash. Es könne stark und flexibel –  
in einer Balance zwischen Idealismus und Realismus 
– handeln. Großbritannien sollte weiterhin seine mi-
litärische Stärke für Europa einbringen dürfen. Er for-
derte Ministerpräsident Seehofer und die CSU auf, 
sich gegen die antiliberale Fidesz-Regierung unter Or-
bán in Ungarn zu stellen. Deren Politik widerspreche 
offensichtlich den freiheitlichen europäischen Wer-
ten, denen sich die Europäische Volkspartei verpflich-
tet fühle. Solange Orbáns Partei da Mitglied sei, sei-
en dies nur Lippenbekenntnisse.

FC Europa

Ein Patentrezept für die weitere Ausgestaltung der 
europäischen Politik hat auch der profunde Europa- 
Kenner Timothy Garton Ash nicht parat. Er versuchte 
es mit dem Bild eines „Fußballclubs Europa“: „Der 
polnische Torjäger, der souveräne niederländische Au-
ßenverteidiger, der beinharte italienische Abwehr-
spieler, der spanische Torhüter und vielleicht sogar 
ein britischer David Beckham auf der Ersatzbank. Und 
Deutschland sollte der brillante unverzichtbare Mittel-
feldregisseur sein.“

Michael Schröder
(siehe Presseschau Seite 37)

Die Reden des Festaktes werden in einer Broschüre doku-
mentiert, die voraussichtlich im Spätsommer bei der Akade-
mie kostenlos erhältlich sein wird.

SPD-Urgestein Hans-Jochen Vogel, der das Akademiegesetz we-
sentlich mitbeeinflusst hat und die neue bayerische SPD-Chefin 
Natascha Kohnen.
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Lichtblicke auf der Baustelle Europa

Zunehmender Nationalismus,  
Populismus und die schwierigen  
Beziehungen zu den USA und der  
Türkei erschweren derzeit eine  
europäische Politik aus einem Guss.

DIE LAGE IN DER TÜRKEI nach dem von Staats- 
präsident Erdogan knapp gewonnenen Verfassungs-
referendum beschrieb die SZ-Journalistin Christiane 
Schlötzer, die von 2001 bis 2005 und von 2012 bis 
2015 als Korrespondentin für ihre Zeitung aus der Tür-
kei berichtet hat. Am Tag zuvor waren wieder 1000 
Polizisten verhaftet worden und der Europarat hatte 
beschlossen, die Türkei unter Beobachtung zu stellen.

Gelenkte Medien

Die Bevölkerung habe die Abstimmung als Vergel-
tung für den Putschversuch am 15. Juli 2016 verstan-
den. Die anti-westliche Rhetorik Erdogans und seine 
Denkfigur vom Krieg gegen die Türkei habe ihm den 
Erfolg verschafft. Man dürfe auch nicht verkennen, 
dass er über großen Rückhalt bei der armen Bevölke-
rung Anatoliens verfügt. Dort habe er ja auch tatsäch-
lich für die Verbesserung und Modernisierung der Le-
bensverhältnisse gesorgt. Umgekehrt hätten die vom 
Tourismus abhängigen Orte an der Küste gegen ihn 
gestimmt. Insgesamt sei es angesichts des unfairen 
Wahlkampfs und der weitgehend vom Staat gelenk-
ten und beeinflussten Medien ein knappes Ergebnis, 
das ihm nur eine geringe Legitimation verschaffe. Der 
Vorsprung der Befürworter betrage nur 1,3 Millionen 
Stimmen. Und wenn man die gar nicht geleugneten 
Fälschungen bei der Wahl einbeziehe, habe tatsäch-
lich nur jeder zweite Türke für Erdogan gestimmt. 
Wenn man die Mehrheitsverhältnisse im Parlament 
betrachte, sei das Ergebnis für ihn enttäuschend.

Das Referendum hinterlasse eine gespaltene Ge-
sellschaft. Erdogan polarisiere bewusst und versöh-
ne nicht. Die neue Verfassung brauche er, um seine 
Macht angesichts ungewisser Wahlausgänge in der 
Zukunft zu sichern. Sie gebe ihm die Möglichkeit, 
auch gegen eine Mehrheit im Parlament zu regieren. 
Eine Abstimmung über die Wiedereinführung der To-
desstrafe würde er sich wohl noch für 2019 aufhe-
ben, weil er damit wieder die Massen für sich mobi-
lisieren könne.

Gerlinde Groitl ist Spezialistin für die transatlanti-
schen Beziehungen an der Universität Regensburg. 
Sie beschrieb die zunehmende Entfremdung zwi-
schen der US-Regierung und Europa, die nicht erst 

mit Präsident Trump begonnen hat. Seine Politik, die 
von Nationalismus, Isolationismus, Protektionismus 
und Militarismus geprägt sei, habe diese Tendenz al-
lerdings weiter verschärft. Es sei eine „populistische 
Revolte gegen die Politik des liberalen Internationalis-
mus“. Das betreffe die Innen-, die Sicherheits- und die 
Wirtschaftspolitik ebenso wie die normative Grund- 
und Werteordnung. Angesichts vieler immer noch un-
besetzter Führungspositionen in der US-Administrati-
on gebe es allerdings auch noch viel Unsicherheit und 
offene Fragen bezüglich einer zukünftigen Strategie. 
Der häufige Meinungswechsel und die Improvisatio-
nen im Weißen Haus irritierten. Es fehle an Verläss-
lichkeit. Stattdessen sei eine neue Ära der Regellosig-
keit zu beobachten.

Illiberaler Autoritarismus

Die Würzburger Politikwissenschaftlerin Gisela Müller- 
Brandeck-Bocquet widmete sich dem Rechtspopu- 
lismus in Europa, den sie als illiberalen, populär- 
nationalistischen Autoritarismus kennzeichnete. Sie 
zeigte sich ein wenig optimistisch, dass sein Auf-
wärtstrend in Europa gestoppt sei. Als Beleg dienen 
ihr die Ergebnisse der Präsidentenwahl in Österreich, 
der Parlamentswahl in 
Holland und die Nieder-
lage Marine Le Pens bei 
der Präsidentenwahl in 
Frankreich. 

Die Europäer hätten 
erkannt, dass sie auch 
angesichts der neuen 
Außenpolitik der USA 
mehr Verantwortung für 
die eigene Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik 
übernehmen müssten. 
Dafür spreche auch ihr 

Gisela Müller-Brandeck-Bocquet: 
„Der Aufwärtstrend des Rechts-
populismus in Europa scheint ge-
stoppt zu sein.“
© Schröder / APB
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Zeit der Weichenstellungen

Der österreichische Außenminister  
Sebastian Kurz war Redner beim  
Jahresempfang der Akademie mit  
verschiedenen Kooperationspartnern*.

EUROPA erlebt eine Zeit der Weichenstellungen. 
Insbesondere die Frage des Umgangs mit Flüchtlin-
gen erfordert europäische Lösungen. Wie steht es 
um die Problemlösungsfähigkeit der Europäischen 
Union? Was hält Europa noch zusammen angesichts 
zunehmender nationalistischer Töne?

Kurz hat 2017 den Vorsitz der Organisation für Sicher-
heit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) inne. Doch 
sind seine Äußerungen – vor allem die zur Migrations- 
und Integrationspolitik – innerhalb und außerhalb Öster-
reichs oft umstritten. So auch beim Jahresempfang in 
der IHK Akademie München, wo Kurz mit fast 400 Gäs-
ten über das Thema „Die EU, die Flüchtlingspolitik und 
der europäische Zusammenhalt“ diskutierte. Dass es 
höchste Zeit ist, sich aktiver als je zuvor für die europäi-
sche Integration einzusetzen und ein größeres europä-
isches Selbstvertrauen aufzubauen, betonten sowohl 
der Gastgeber des Jahresempfangs – der Präsident der 
Industrie- und Handelskammer für München und Ober-
bayern Eberhard Sasse – als auch der Mitveranstalter 
und Vorsitzende der Europa-Union München Stavros 
Kostantinidis und Akademiedirektorin Ursula Münch.

Auch Sebastian Kurz hofft auf mehr Selbstbewusst-
sein in der Europäischen Union, das nur aus gemein-
samen Erfolgen und der Konzentration auf das We-

sentliche entstehen 
könne. „Es gibt viele 
Bereiche, in denen sich 
Europa zurücknehmen 
kann, damit nicht noch 
mehr Bürokratie ent-
steht“, meinte der ös-
terreichische Außenmi-
nister. „Warum sollten 
wir zum Beispiel unse-
re Elternzeitregelungen 
nach Rumänien oder 
Bulgarien exportieren, 
wo die Wirtschafts-
struktur eine ganz an-
dere ist?“ Ein Europa 
der zwei oder noch mehr Geschwindigkeiten und 
verschiedenen Integrationsstufen hält Kurz in die-
sem Zusammenhang für den falschen Weg. Dies 
berge die Gefahr, ein „Europa der zwei Qualitäten“ 
zu schaffen, in dem sich neuere EU-Mitglieder aus 
(Süd-)Osteuropa gegenüber den Gründungsstaaten  
herabgesetzt fühlten.

Komplizierte Politikfelder

Die Politikfelder, die der österreichische Außenminis-
ter für die Stärkung der Europäischen Union ausge-
macht hat, sind denkbar kompliziert: Brexit-Verhand-
lungen, die Zukunft des Euro und die gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik. Diese bergen enor-
mes Konfliktpotenzial und wurden auch beim Jahres-
empfang der Akademie lange, intensiv und kontro-
vers diskutiert – ebenso wie der Themenkomplex der 
vergangenen und auch kommenden Jahre: Flucht,  
Migration und Asyl.

Sebastian Haas

selbstbewusstes Auftreten auf der Münchner Sicher-
heitskonferenz. Noch im ersten Halbjahr soll die Kom-
mission Vorschläge für die Einrichtung eines Europäi-
schen Verteidigungsfonds unterbreiten.

Einen weiteren Anlass zum Optimismus und Licht-
blick auf dem Weg zu einem vereinten Europa sieht 
Müller-Brandeck-Bocquet in der neuen europäischen 
Bürgerbewegung Pulse of Europe, die mit regelmäßi-
gen Kundgebungen in zahlreichen europäischen Städ-
ten wieder für die europäische Idee wirbt und eintritt.
Die Zukunft der Rest-EU 27 sieht die Würzburger Poli-

tikwissenschaftlerin in einer Gemeinschaft der unter-
schiedlichen Geschwindigkeiten, verkennt aber auch 
nicht die Gefahr einer Isolation der langsameren Mit-
glieder, was wiederum anti-europäische Reaktionen 
in den betroffenen Ländern auslösen könnte. Wenn 
sich die EU um soziale Gerechtigkeit und Sicherheit 
kümmern wolle, sei das eigentlich zu begrüßen. Man 
verkenne aber, dass sie dafür keine Kompetenzen 
habe. Und wenn vollmundige Versprechen nicht ge-
halten werden können, seien Enttäuschung und Frus-
tration vorprogrammiert.

Michael Schröder

* Der Jahresempfang in der IHK-Akademie München und Oberbayern wurde gemeinsam ausgerichtet von der 
Europa Union München, der Europäischen Akademie Bayern, der Griechischen Akademie, den Jungen Europä-
ischen Föderalisten München und der Deutsch-Hellenischen Wirtschaftsvereinigung.

Sebastian Kurz: „Es darf kein Eu-
ropa der zwei Qualitäten geben.“
© Haas / APB
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Von der Liebe der Stachelschweine

Altkanzler Schröder fordert von 
Deutschland und Frankreich  
gemeinsame Initiativen.

DASS GERHARD SCHRÖDER sich nach seinem 
unfreiwilligen Abschied aus dem Bundeskanzleramt 
2005 in der Öffentlichkeit rar gemacht hat, mag das 
große Interesse erklären, auf das sein Vortrag am 
Europatag* in München gestoßen ist. Gut 500 Gäs-
te aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Medi-
enbranche waren gekommen, um die Analysen des 
Altkanzlers unter dem Titel „America First? – Neue 
Herausforderungen und Chancen für Europa“ zu hö-
ren. Enttäuscht wurden sie nicht.

Schröder bot einen Streifzug durch die internati-
onalen Beziehungen, bei dem er auch unpopuläre 
Themen nicht ausklammerte. Ausgangspunkt sei-
ner Überlegungen waren jedoch die deutsch-fran-
zösischen Beziehungen, für deren Stärkung er sich 
leidenschaftlich einsetzte. Denn Deutschland und 
Frankreich könnten die Europäische Union nur ge-
meinsam führen – und müssten dabei noch viel ent-
schlossener vorangehen und gemeinsame Initiativen 
zur Vertiefung der Integration vorlegen, auch wenn 
nicht alle anderen Mitgliedstaaten der EU jeden Inte-
grationsschritt mittragen würden. Andererseits warn-
te Schröder davor, die angemahnte Führung mit Do-
minanz zu verwechseln. Führung bestehe vielmehr 
darin, kompromissfähige Lösungen zu finden. Der 
Appell, nach Kompromissen zu suchen, durchzog als 
Leitmotiv seine gesamte Rede.

Neujustierung der Sicherheitsarchitektur

Das zeigte sich auch bei seiner Einschätzung der Be-
ziehungen Deutschlands und Europas zu den USA. 
„Populismus und Ausgrenzung dürfen nicht Teil der 
europäischen Politik werden“, erklärte Gerhard Schrö-
der und forderte, den Gesprächsfaden mit Washing-
ton nicht abreißen zu lassen und beharrlich auf einen 
Ausgleich mit den Partnern jenseits des Atlantiks hin-
zuwirken. Dabei gab er sich zuversichtlich, dass Präsi-
dent Trump von den politischen Institutionen der USA 
und seinen Beratern noch eingehegt werden könne, 
so wie dies auch bei Präsident Reagan funktioniert 
habe – eine Einschätzung, die im Publikum offensicht-
lich nicht auf ungeteilte Zustimmung stieß. Als zen- 
trale Herausforderung im transatlantischen Verhältnis 
benannte Schröder hingegen die Neujustierung der 

Sicherheitsarchitektur, die endlich den geänderten 
Verhältnissen seit dem Fall des Eisernen Vorhangs 
angepasst werden müsse. Für die EU bedeute dies, 
geeint und gestärkt für die eigenen Interessen einzu-
stehen und sich nicht bedingungslos auf den Schutz 
durch die USA zu verlassen.

Russland und Türkei einbinden

Dringenden Handlungsbedarf sah der Altkanzler auch 
im Verhältnis der EU zu Russland und der Türkei, das 
– wenig überraschend – verbessert werden müsse. 
Dies nicht nur, weil beide Staaten wichtige Handels- 
partner und Energielieferanten bzw. Transitland im 
internationalen Energiehandel seien, sondern vor al-
lem, weil ohne die Einbindung Russlands und der Tür-
kei langfristig keine Sicherheit und Stabilität in Osteu-

ropa, im Nahen Osten 
und in Nordafrika ga-
rantiert werden könne. 
Schröder gab insbeson-
dere zu bedenken, dass 
beide Länder Alternati-
ven zur Anbindung an 
Europa hätten, wobei 
er vor allem vor deren 
möglichen Annäherung 
an China warnte. Auch 
hier warb der ehemali-
ge Bundeskanzler also 
für Dialog und Koopera-
tion, obschon es dabei 
viel Trennendes zu über-
winden gelte.

Auf die Frage, wie sich die Europäische Union künftig 
entwickeln solle, um all diesen inneren und äußeren 
Herausforderungen gewachsen zu sein, gab Gerhard 
Schröder zwei Antworten. Zum einen empfahl er die 
Rückbesinnung auf das Subsidiaritätsprinzip, das zu-
nächst die Kommunen, Regionen und Mitgliedstaa-
ten in der Pflicht sieht, politische Entscheidungen zu 
treffen. Europa müsse nur eingreifen, wenn die ande-
ren Ebenen bei der Problemlösung überfordert seien 
– dann aber auch entschiedener handeln. Als europä-
ische Politikdomänen benannte er dabei die gemein-
same Währung, die nur mittels einer koordinierten 
Finanz-, Wirtschafts- und auch Sozialpolitik gestärkt 
werden könne, ferner die Gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik und den besseren Schutz der euro-
päischen Außengrenzen, die mit einer koordinierten 
Flüchtlingshilfe kombiniert werden müsse.

* Veranstaltung in Kooperation mit der Münchner Europa Konferenz, der IHK für München und Oberbayern, 
der Griechischen Akademie und dem Internationalen Presseclub München

Der frühere Bundeskanzler Ger-
hard Schröder fordert ein geein-
tes und starkes Auftreten der EU 
nach außen.
© Haas / APB
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Nach dem Brexit in der Kernsubstanz getroffen

Krisensituationen sind fester  
Bestandteil des europäischen  
Integrationsprozesses und haben 
oftmals zu institutionellen Fortschritten 
geführt. Zurzeit ist jedoch die  
Kernsubstanz der Europäischen Union 
ungewöhnlich stark betroffen.

DER BREXIT war nur einer der „Brennpunkte eu-
ropäischer Politik“, die die gleichnamige Tagung mit 
der Bundeszentrale für politische Bildung behandel-
te. Er gab jedoch besonderen Anlass, die grundlegen-
de Entwicklung der Europäischen Union nachzuzeich-
nen. „Die EU ist besser als ihr Ruf“ resümierte der 
Augsburger Staats- und Europarechtler Matthias Ros-
si seine Ausführungen. Vielleicht lägen die Ursachen 
für die eher schlechte Reputation im Demokratiedefi-
zit, aber auch daran, dass die EU nicht selbstkritisch 
genug sei. In einigen Bereichen sei sie zu kompetenz-
heischend, in anderen zu wenig.

Blockaden

Nicolai von Ondarza von der Forschungsgruppe „EU/
Europa“ bei der Stiftung Wissenschaft und Politik in 
Berlin sieht die EU für große politische Reformschrit-
te noch zu sehr blockiert. Dies läge insbesondere an 
den tiefen Gräben in Bezug auf die Eurozone und den 
Schengenraum. Perspektiven für Reformen könnten 
unter anderem in einem Europa der verschiedenen 
Geschwindigkeit liegen.

Die Möglichkeiten und Grenzen des Europäischen 
Parlaments stellte Jochen Kubosch dar, der für die 
EU-Kommission tätig gewesen ist und das Informati-
onsbüro des Europäischen Parlaments in München ge-
leitet hat. Er zeigte die vielfältigen Mitwirkungsmög-

lichkeiten der Europaabgeordneten auf. Diese hätten 
zur Folge, dass der Vorsitz einer der Parlamentsfrak-
tionen im Europaparlament einer der schwierigsten 
Jobs ist, die auf europäischer Ebene zu verteilen sind.

Populismus

Der Publizist und Politikberater Florian Hartleb befass-
te sich mit dem Populismus in der Europäischen Uni-
on. Dabei stellte er die Grundzüge des Populismus 
dar, wie die Erzeugung einer Stimmung des „Wir“ ge-
gen „die-da-oben“ und die Abgrenzung „Wir“ gegen 
„die-da-draußen“. Diese Argumentationsmuster kon-
kretisierte er an der Missbilligung der EU durch popu-
listische Parteien und der Schaffung von Feindbildern 
mit Blick auf die Migration in die EU.

Bernhard Schreyer von der Redaktion des Staatsle-
xikons der Görres-Gesellschaft befasste sich mit den 
„Werten Europas“. Dazu analysierte er Aussagen un-
ter anderem des Vertrags von Lissabon, der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union sowie die Kopen-
hagener Kriterien. Er kam zu dem Befund, dass Werte 
wichtiger würden, zumal sie eine verlässliche Grund-
lage für Entscheidungen im komplex-globalisierten 
Raum bilden. Ob die wertbasierten Entscheidungen 
die beabsichtigten Folgen bringen, sei jedoch unsicher.

EU und Türkei

Die Außenbeziehungen der EU stellte Funda Tekin an-
hand der Türkei dar. „Die Türkei ist ein wichtiger und 
gleichzeitig nicht einfacher Partner“, sagte die Vizedi-
rektorin des Centrums für Türkei- und EU-Studien der 
Universität Köln, die zudem dem Hochschulinstitut 
CIFE in Nizza angehört. In dem Moment, in dem die 
Beitrittsverhandlungen anfingen, habe auch schon de-
ren Stagnation begonnen. Für einen Ausbau der Be-
ziehungen der EU zur Türkei sei die Zollunion eigent-
lich der einzige Ansatzpunkt.

Gero Kellermann

Zum anderen warb Gerhard Schröder für ein Europa der 
unterschiedlichen Geschwindigkeiten, das mehr Flexi-
bilität bei der Integration erlaube. Bedenken aus dem 
Publikum, dass dies letztlich zu einem Europa der zwei 
(oder mehr) Klassen führen werde, mochte Schröder 
dabei nicht teilen. Denn eine flexible Integration könne 
und müsse Hand in Hand gehen mit der Offenheit der 
unterschiedlichen Integrationsregime für neue Mitglie-
der. Auch hier sah er vor allem die Bundesrepublik in 
der Verantwortung, mutig voranzuschreiten. Seine Füh-
rungsrolle müsse Deutschland dabei aber so ausüben, 
so der abschließende Rat des ehemaligen Kanzlers, 
wie sich Stachelschweine lieben – sehr, sehr vorsichtig.

Mit der ihm eigenen Mischung aus zugespitzter Ana-
lyse, die auch kritische Fragen offensiv aufgreift, und 
bodenständiger (Selbst-)Ironie hat Gerhard Schröder 
sicherlich nicht jeden Zuhörer in allen Punkten über-
zeugt. Aber doch zum Nachdenken gebracht und ge-
zeigt, dass es Alternativen gibt, über die es sich zu 
diskutieren lohnt. Und er hat – allen Herausforderun-
gen, allen Krisen und Problemen zum Trotz – eine Be-
geisterung für die Politik versprüht, die ansteckend 
ist. Es war ganz sicher ein Abend, der Politikverdros-
senheit entgegenwirkt.

Jörg Siegmund
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Schattenseiten der Vollbeschäftigung
Die Ungleichheit der Einkommen hat 
zugenommen. Ist dies der Preis für 
die hohe Beschäftigung? Können Min-
destlöhne dem entgegenwirken? Wie 
gelingt die Integration von Migranten 
und Geflüchteten in den Arbeitsmarkt?

DIESE FRAGEN standen im Zentrum der Koopera-
tionstagung in einem besonderen Jahr der Veranstal-
ter: Die Akademie hat 2017 ihren 60. und das Institut 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) seinen 
50. Geburtstag, während das Leibniz-Institut für Ost- 
und Südosteuropaforschung (IOS) im ersten Jahr sei-
ner Mitgliedschaft in der Leibniz-Gemeinschaft steht.

Keine verlässlichen Zahlen

Ulrich Walwei, der Vizedirektor des IAB, stellte fest, 
dass im Moment wissenschaftlich fundierte Aussa-
gen über die Arbeitsmarktintegration der Flüchtlinge 
kaum möglich seien, da noch zu wenige Informati-
onen vorlägen und der Beobachtungszeitraum noch 
zu klein sei. Gewisse Anhaltspunkte ergäben sich je-
doch aus den Erfahrungen der Vergangenheit, denn 
Deutschland sei schon immer mit starken Migrations-
bewegungen konfrontiert gewesen. In der Vergan-
genheit hätten beispielsweise etwa nach fünf Jahren 
50 Prozent und nach 10 Jahren etwa 60 Prozent der 
Personen eine Arbeit gefunden.

Entscheidend sei, so 
Walwei, wie schnell und 
wie gut die Flüchtlinge 
in den Arbeitsmarkt in-
tegriert werden können. 
Wenn hier Erfolge aus-
blieben, könnte sich der 
harte Kern der Arbeits-
losigkeit in Deutschland 
vergrößern und dauer-
hafte soziale Konflikte 
entstehen. Wenn an-
dererseits die Arbeits-
marktintegration gelän-
ge, wäre es zumindest 
teilweise möglich, den 

Mangel an Fachkräften zu mildern. Wunder seien aber 
nicht zu erwarten, da eine große Zahl von Flüchtlin-
gen ungünstige Voraussetzungen hinsichtlich einer 
Arbeitsaufnahme (u.a. keine Sprachkenntnisse, einen 
schlechten bzw. nicht-kompatiblen Bildungs- und Aus-
bildungsstand) aufwiesen.

Helfen würde es, so Walwei, wenn man die Rechts- 
und Planungssicherheit für geflüchtete Menschen 
verbesserte, wenn die Teilnahme an Integrationskur-
sen durch „Fördern und Fordern“ unabhängig vom 
Aufenthaltsstatus verbindlich wäre, der Spracher-
werb kontinuierlich gefördert, eine Einstiegsqualifizie-
rung als Vorbereitung für eine Vollausbildung und als 
Brücke in die Arbeit ermöglicht würde. Optimal wä-
ren auch eine berufsbegleitende Weiterbildung und 
sog. „Kümmerer“ (Coaches, Lotsen und Mentoren) 
zur Unterstützung der Neuankömmlinge. Die Arbeits-
marktintegration von Flüchtlingen bleibe schwierig 
und benötige einen langen Atem, doch intensive In-
tegrationsanstrengungen würden sich für alle Betei-
ligten auch in fiskalischer Hinsicht auszahlen. Dabei 
gebe es jedoch kein Patentrezept, denn die Gruppe 
der Geflüchteten sei zu heterogen, weshalb passge-
naue betriebsnahe Ansätze mit flexiblen aufstiegsori-
entierten Ausbildungskombinationen entwickelt wer-
den müssten.

Internationale Erfahrung mit Migration

„Die größten Wohlfahrtseffekte sind weltweit durch 
verstärkte Migration zu erzielen!“ Mit dieser These 
leitete Jürgen Jerger, Professor an der Universität Re-
gensburg und viele Jahre Direktor des IOS, seinen 
Vortrag ein und bezog sich auf Forschungsergebnis-
se renommierter Ökonomen. Dies setze aber voraus, 
dass die Migranten entsprechend ausgebildet seien 
und in den Produktionsprozess der höher produktiven 
Volkswirtschaften integriert werden könnten. Ganz 
abgesehen von den rechtlichen Hürden, seien jedoch 
die soziokulturellen Barrieren teilweise sehr hoch und 
die Akzeptanz der Migranten bei der heimischen Be-
völkerung begrenzt. In Wirklichkeit bestimmten ver-
schiedene Push- und Pull-Faktoren die internationale 

© TOMASCHOFF / TOONPOOL.COM

Ulrich Walwei: Rechts- und Pla-
nungssicherheit für Geflüchtete 
verbessern
© Schreiner / APB
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Migration, wobei Einkommensunterschiede und vor-
handene ethnische Netzwerke Ausmaß und Richtung 
der Migration beeinflussten.

Die Frage „Schaffen 
wir das?“ sei, so Jerger, 
auf diesem Niveau der 
Allgemeinheit schlicht 
inhaltsfrei – genauso 
wie eine Antwort dar-
auf. Natürlich sei klar, 
dass es quantitativ un-
begrenzte Hilfe nirgend-
wo geben könne, schon 
gar nicht sofort und hin-
sichtlich der Bereitstel-
lung entsprechenden 
Wohnraums. Finanziell 
könnten wir es selbst-
verständlich „schaffen“, 
doch brauche es ein politisches Werturteil darüber, 
was humanitäre Hilfestellung (kurz- und mittelfristig) 
kosten dürfe. Für Jerger bestand kein Zweifel, dass 
der Rückfall in nationale Egoismen erhebliche, wenn 
auch ex ante schwer quantifizierbare Rückwirkungen 
auf den Wohlstand haben werde. Die vielfach an der 
EU geäußerte Kritik sei zu kurz gegriffen. Es seien die 
Mitgliedsländer, die notwendigen europäischen Lö-
sungen (insb. einer drastischen Reform des dysfunk-
tionalen Dublin-Abkommens) im Wege stünden.

Wachsender Niedriglohnsektor

Joachim Möller, Direktor des IAB, fragte zunächst, 
ob die positive Arbeitsmarktentwicklung der letzten 
Jahre mit einer steigenden Lohndifferenzierung und 
einem im europäischen Vergleich stark ausgepräg-
ten Niedriglohnsektor erkauft worden sei. Der For-
scher verwies jedoch auf Untersuchungen, die be-
legten, dass der Anstieg der Ungleichheit nicht mit 
der Trendwende am Arbeitsmarkt zusammengefal-
len, sondern schon seit Mitte der 1990er Jahre zu 
beobachten sei. Die zunehmende Differenzierung 
der Löhne sei vielmehr durch stärkere Unterschie-
de zwischen und innerhalb der Firmen zu erklären, 
die auch durch die Globalisierung und neue Tech-
nologien verstärkt werde. Zudem zeigten Länder-
vergleiche, dass Volkswirtschaften mit ganz unter-
schiedlichen Ausprägungen von Ungleichheiten 
(gut) funktionieren. Indirekt schloss Möller daraus, 
Deutschland könne durchaus mehr Gleichheit ohne  
Beschäftigungsverluste realisieren.

Positiver Mindestlohn

Letztlich war diese Überlegung auch der Ausgangs-
punkt für die im Januar 2015 erfolgte Einführung des 
Mindestlohnes, der im Januar 2017 von 8,50 Euro 

auf 8,84 Euro erhöht wurde. Trotz erheblicher Be-
denken von Teilen der Politik, der Wirtschaft und der 
Wissenschaft sei, so Joachim Möller, die „Operation 
Mindestlohn“ geglückt. Die Löhne im Niedriglohnbe-
reich seien gestiegen, ohne dass es große Arbeits-
platzverluste gegeben habe. Allenfalls in Teilen Ost-
deutschlands seien geringe negative Wirkungen zu 
vermuten, die jedoch durch die insgesamt günstige 
Beschäftigungslage in Deutschland kompensiert wür-
den. Überschreite man jedoch eine „rote Linie“ bei 
der Höhe des Mindestlohnes, könnten Arbeitsplätze 
verloren gehen. Deshalb hätte er sich auch ursprüng-
lich für eine regionale Differenzierung zwischen West- 
und Ostdeutschland ausgesprochen, was jedoch die 
Politik abgelehnt habe.

Mindestlohn erhöht kaum Einkommen 

Kritischer beurteilte Marcel Thum, der Leiter der 
ifo-Niederlassung Dresden, den Mindestlohn. Die 
Aufstocker, d.h. diejenigen, die ergänzend zum Lohn 
finanzielle Leistungen vom Jobcenter erhalten, sei-
en am meisten vom Mindestlohn betroffen, erziel-
ten aber durch ihn kaum eine Erhöhung ihrer Net-
toeinkommen. Die Arbeitgeber würden dagegen 
stark belastet, doch eigentlich werde das sozialpo-
litische Ziel verfehlt, denn die bestehende Grundsi-
cherung verhindere bereits „Armut in Arbeit“. Eine 
auf Existenzsicherung abzielende Mindestlohnpoli-
tik würde dagegen, so Thum, die günstige Beschäf-
tigungsentwicklung gefährden. Der Mindestlohn 
verhindere zudem eine schnelle Integration der Flücht-
linge in den Arbeitsmarkt, denn sie seien meist we-
niger qualifiziert und wären vielfach nur zu niedrigen  
Löhnen einzustellen.

Dimensionen der Ungleichheit 

Anton Losinger, Weihbi-
schof von Augsburg und 
führender Sozialethiker 
der katholischen Kirche, 
sprach über „Dimensi-
onen der Ungleichheit“ 
und stellte fest, dass 
das Thema der Gerech-
tigkeit in seinen vielfälti-
gen Facetten wieder zu 
einem Kernthema der 
gesellschaftspolitischen 
Kontroverse geworden 
sei. Der Sozialstaat leis-
te zwar Beachtliches, 
um Ungleichheiten zu 
korrigieren, doch angesichts des demographischen 
Wandels müsse deutlich mehr in Bildung investiert 
werden. Zudem müssten die Arbeitnehmer verstärkt 
am Produktivkapital beteiligt werden.

Jürgen Jerger: „Die EU-Mit-
gliedsländer stehen notwendi-
gen europäischen Lösungen im 
Weg.“

Bischof Anton Losinger: Arbeit-
nehmer verstärkt am Produktiv-
kapital beteiligen
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Nicht nur die Globalisie-
rung, sondern auch der 
technologische Wandel 
verändere die Arbeits-
welt ständig, so Hilmar 
Schneider, Direktor des 
Forschungsinstituts zur 
Zukunft der Arbeit. Ei-
nige erwarteten, die Di-
gitalisierung würde zu 
massiven Jobverlusten 
führen. Natürlich wür-
den Jobs, wie auch bei 
vergangenen Innovati-
onsschüben, wegfallen, 
doch neue, meist bessere und höher bezahlte Jobs 
würden entstehen. 

Jobmaschine Digitalisierung

Ute Klammer, Geschäftsführende Direktorin des In-
stituts für Arbeit und Qualifikation der Universität 
Duisburg-Essen, verwies darauf, dass atypische Be-
schäftigungsverhältnisse keinesfalls immer nur mit 
prekären Jobs gleichzusetzen seien. Man müsse bei-
spielsweise differenzieren, ob jemand freiwillig oder 
unfreiwillig in Teilzeit arbeite. Prekär könnten daher 

sowohl atypische als auch „normale“ Arbeitsverhält-
nisse sein – dies hinge letztlich immer von der indi-
viduellen Lebenssituation ab. Zugleich könne keine 
Rede davon sein, dass das normale Arbeitsverhältnis 
verdrängt würde, auch wenn atypische Erwerbsfor-
men zugenommen haben.

Johannes Hintersberger, Staatssekretär im Baye-
rischen Sozialministerium, strich heraus, dass zen-
trales sozialpolitisches Ziel seines Hauses ein ho-
hes Beschäftigungsniveau sei. Hier liege Bayern 
im bundesweiten Vergleich vorn. Wolfgang Streng-
mann-Kuhn, Sprecher für Sozialpolitik der Grünen im 
Bundestag, verwies darauf, dass die soziale Lage in 
Deutschland alles andere als zufriedenstellend sei. 
Rund 12 Millionen Menschen seien auf staatliche 
Unterstützung und ca. 8 Millionen auf Hartz IV an-
gewiesen. Etwa 10 Prozent der Beschäftigten seien 
armutsgefährdet, die Sozialpolitik sei also stark ge-
fordert. Ulrich Walwei verwies darauf, dass Deutsch-
land trotz der insgesamt guten Beschäftigungslage 
einen Sockel von Langzeitarbeitslosigkeit aufweise. 
Verstärkte Anstrengungen müssten verhindern, dass 
durch die Flüchtlingszuwanderung diese Problem-
gruppe weiter wachse.

Wolfgang Quaisser

Hilmar Schneider forscht zur Zu-
kunft der Arbeit.

E-Ladestationen für Gäste und Mitarbeiter
IHRE ELEKTRO-AUTOS und e-Bikes aufladen, 
das können ab sofort alle Gäste und Mitarbeiter 
der Akademie. Das neue Öko-Projekt wurde von 
der BB-Bank mit 2850 Euro unterstützt. Die Akade-
mie ist bereits seit 2013 Teil des Projekts „Ökopro-
fit“ und arbeitet mit anderen Einrichtungen und Un-
ternehmen im Landkreis Starnberg zusammen, um 
umweltfreundliche Initiativen voranzutreiben und 
den Landkreis insgesamt ökologischer zu machen. 
Die neuen E-Ladestationen auf dem Gelände der 
Akademie sind ein weiterer Schritt auf diesem Weg.

Bei der Realisierung des Projekts hat die Wunjoo 
GmbH geholfen. Sie ist Teil der Green City Ener-
gy AG, die Beratung rund um Elektromobilität an-
bietet. Sie hat die jeweils zwei Ladestationen für 
Autos und Fahrräder auf dem Parkplatz der Akade-
mie gebaut. Oliver Weiss von der Wunjoo GmbH 
schloss auch gleich die ersten Fahrräder und Autos 
zum Aufladen an.

Sara Borasio

Die Münchner Filialdirektorin der BB-Bank Kathrin Paur (rechts) 
und die Regionalbevollmächtigte Ute Hensen-Seuser (links) über-
reichten der Akademiedirektorin Ursula Münch bei der Inbetrieb-
nahme der Stationen die großzügige Spende von 2850 Euro.
© Borasio / APB
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Smart, effizient, zügellos?

Die Digitalisierung verändert alle  
Lebensbereiche unserer Gesellschaft: 
Wirtschaft, Politik und Medien. 

WIE WIR KOMMUNIZIEREN, wie wir uns fortbe-
wegen, wie wir konsumieren, lernen oder politisch tä-
tig sind – der Einsatz digitaler Informations- und Kom-
munikationstechnologie verändert das Bekannte und 
Eingespielte. Das ist einerseits spannend und kann 
sich positiv auf die Gesellschaft auswirken, anderer-
seits herrscht große Skepsis vor Fremdbestimmung 
und dem Verlust der Privatsphäre.

Digitalisierung wurde aus verschiedenen Blickwin-
keln betrachtet und die technische Expertise mit der 
politischen Diskussion verknüpft*. Armin Nassehi, So-
ziologe an der Universität München ging der Frage der 
Kulturbedeutung der Digitalisierung nach. Unabhängig 
von welcher Zeit – der Mensch hat sich schon immer 
bei der Einführung einer neuen Technologie mitverän-
dert, bis hin zum Verschwimmen der Grenzen zwischen 
Maschine und Mensch. Mit Blick auf die Gesellschaft 
wirft die Digitalisierung in erster Linie neue sozial-, bil-
dungs- und wirtschaftspolitische Fragen auf: Wie verhält 
sich der Mensch online, wie persönlich? Wie kann der 
Mensch trotz neuer Technologien einen Mehrwertbei-
trag leisten? Wie sieht der Arbeitsplatz der Zukunft aus?

„Digitale Vorneverteidigung“

Mit der Frage der politischen Steuerung kommender 
Technologien beschäftigte sich Martin Schallbruch, der 
stellvertretende Direktor des Digital Society Instituts 
an der European School of Management and Technolo-

gy in Berlin. Schallbruch 
plädierte für eine „digi-
tale Vorneverteidigung“, 
also die Weiterentwick-
lung der Digitalisie-
rung auf der einen Sei-
te und die Verteidigung 
sozialer und demokra-
tischer Aspekte auf der 
anderen Seite. Dabei 
solle die Beurteilungs- 
und Handlungsfähigkeit 
durch IT-Sicherheit, For-
schung, Digitalkompe-
tenz oder Datenschutz 
gesteigert werden.

Bei der Diskussion zur Rolle der Politik bei der Gestal-
tung der Digitalisierung waren sich die Teilnehmer ei-
nig: Auch die Volksvertreter gehen meist zu naiv mit 
dem technischen Fortschritt um, betrachten diesen 
vor allem aus dem Blickwinkel der Wirtschaftsentwick-
lung. Fragen der Bildung, des Datenschutzes, des Ge-
meinwohls und des Zusammenlebens mit der Technik 
würden nachrangig behandelt. Constanze Kurz, Infor-
matikerin, Publizistin und Sprecherin des Chaos Com-
puter Clubs, bezog sich auf das Positionspapier der 
G-20-Digitalminister vom 7. April 2017. Dieses wür-
de zwar als „Roadmap“ 
betitelt, sei jedoch nicht 
viel anderes als eine  
Ane inande r re i hung 
wirtschaftsfreundlicher 
Absichtserklärungen: 
„Probleme des Daten-
schutzes lösen sich an-
scheinend von selbst, 
Robotik kommt nicht 
vor und über IT-Sicher-
heit verliert man kaum 
ein Wort – und das erst 
kurz nach den Hacks im 
Bundestag und der Tele-
kom-Router“, so Kurz.

Gesellschaft 4.0

Auch der ehemalige Bundesdatenschutzbeauftragte 
Peter Schaar vermisst eine Diskussion darüber, dass 
„die Prinzipien demokratischen Handelns von der Di-
gitalisierung immer mehr ausgehöhlt werden. Soll die 
erst beginnen, wenn diejenige Partei die Bundestags-
wahl gewinnt, die im Vorfeld die beste Datenanalyse der 
Wählerschaft gemacht hat?“, fragte der Datenschutzex-

* In Zusammenarbeit mit der Gesellschaft für Informatik

Martin Schallbruch plädierte für 
eine Weiterentwicklung der Digi-
talisierung und die Verteidigung 
demokratischer Aspekte.

Constanze Kurz ist Informatike-
rin, Publizistin und Sprecherin 
des Chaos Computer Clubs.
© Haas / APB
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perte. Auch Jens-Martin 
Loebel von der Universi-
tät Bayreuth fordert die 
Bürger auf: „Stellen Sie 
mehr Fragen in Bezug 
auf die Technik!“. IT-Ma-
nager Philipp Müller von 
der Initiative D21 sag-
te: „IT ist einfach, die 
Gesellschaft ist kom-
plex“. Die Janusköpfig-
keit der Digitalisierung 
solle man im Kopf behal-
ten, um Widersprüche  
festzustellen.

Ein stetig wachsender Teil der  Wertschöpfung in Indus- 
triestaaten ist von der Digitalisierung nicht mehr zu tren- 
nen. Über die Folgen für einzelne Personen, Konzer-
ne und Gesellschaft diskutierten Stefan Ullrich, Spre-
cher der Fachgruppe „Informatik und Ethik“ der Ge-
sellschaft für Informatik, und Christian Fangmann vom 
IT-Dienstleister DXC Technology. Stefan Ullrich klärte 
erstmal einen vieldiskutierten Begriff: Ein Algorithmus 
ist nichts anderes als ein Lösungsvorschlag für ein be-
stehendes Problem, also auch ganz analog, „wie So-
cken sortieren.“ Besonders wichtig ist für ihn, dass die 
Nutzer die technischen Systeme, die sie nutzen, nicht 
nur vorgesetzt bekommen, sondern diese auch verste-
hen – wenn nicht sogar selbst an ihnen mitarbeiten.

„Der Einsatz digitaler Medien macht Arbeit attrak-
tiver“, so Fangmann. Die in der öffentlichen Diskussi-
on allgegenwärtigen Algorithmen machen ihm keine 
Angst. „Diese sind zum Teil 300 Jahre alt, in Verbin-
dung mit neuester Technik aber können Sie helfen, 
qualitativ hochwertige Entscheidungen zu treffen“.

Künstliche Intelligenz

Den aktuellen Stand der Forschung in einem Be-
reich der künstlichen Intelligenz stellte Leibniz-Preis-
träger Daniel Cremers vor, Ordinarius für Bildverar-
beitung und Mustererkennung an der TU München. 
So können 3D-Fotos mit Tiefenkameras oder 3D-Vi-
deos durch mehrere Aufnahmen derselben Handlung 
entwickelt werden. Die Rekonstruktion erfolgt dann 
durch Algorithmen. Diese Technologien ermöglichen 
beispielsweise eine Kameraverfolgung in Echtzeit, die 
zur Orientierung durch 3D-Karten-Konstruktion in Au-
tos dienen kann.

Auch neuronale Netze können Autos steuern und 
Gefahren vorhersagen, berichtete Cremers Mitarbei-
ter Philip Häusser. Wie bei Neuronen können Pixel am 
Input eines „digitalen Neurons“ andocken, so dass 
daraufhin verschiedene Aktivierungen festgestellt 
werden können, wie es bei der Bildklassifizierung der 

Fall ist. Auch für die Sprach- und Videoerkennung so-
wie die Identifizierung von Giften könne die Methode 
genutzt werden – vorausgesetzt, die Datenmengen 
für das Training sind groß genug.

Schlauer oder dümmer?

Frank Fischer, Lehrstuhlinhaber für empirische Pädago-
gik und pädagogische Psychologie an der Universität 
München, erläuterte, wie digitale Medien das Lernen 
und Verstehen beeinflussen – oder beziehungsweise, 
wie nicht: „Die menschliche Informationsverarbeitung 
ist nicht durch Maschinen beeinflussbar. Warum sollte 
eine Information auf einer Glasscheibe einen anderen 
Einfluss auf mich haben als die in einem Buch oder 
auf einer Tafel?“, so Fischers zugespitzte These. Impul-
se zu besserem Verstehen aber kann die Technik an-
bieten. Werden beispielsweise Tablets in Schulen für 
zielgerichtetes Arbeiten, Übungsaufgaben oder Fee-
dback-Runden genutzt, steigert sich die Medienkom-
petenz der Schülerinnen und Schüler.

Sebastian Haas 
Franziska Vogel

Peter Schaar: „Prinzipien demo-
kratischen Handelns werden von 
der Digitalisierung immer mehr 
ausgehöhlt.“

Philip Häusser (links) und Leibniz-Preisträger Daniel Cremers spra-
chen über moderne Bildverarbeitung.

© TOMASCHOFF / TOONPOOL.COM
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Die panische  
Mediengesellschaft

Amokläufe, Terroranschläge oder 
sexistische Entgleisungen des neuen 
US-Präsidenten – Fotos, Filme und 
Texte werden in Sekundenschnelle 
über die sogenannten „sozialen“  
Medien wie Twitter und Facebook 
weltweit in einem Schneeballsystem 
verbreitet.

WAS PASSIERT, wenn 113 000 Tweets in der Nacht 
des Münchner Amoklaufs im Juli 2016 die Menschen 
in der Stadt verunsichern und es 73 Phantom-Tatorte 
gibt? Was bedeutet dieser neue Strukturwandel von 
Öffentlichkeit nun für die Demokratie und politische 
Kommunikation? Und wie verändert sich private Kom-
munikation, wenn sie doch immer öffentlicher und da-
mit politischer wird? Wird unsere digitale Medienge-
sellschaft immer hysterischer?*

Man könne allenfalls von einer panischen Gesell-
schaft sprechen, meinte der Berliner Medienpsycho-
loge Daniel Salber, da es sich bei Hysterie um ein in-
dividuelles Krankheitsbild handelt. Es herrsche eine 

generelle Angst, nicht 
mehr mitzukommen in 
einer Gesellschaft des 
Hastens und Rasens. 
Die Erwartung, diesen 
übermenschlichen An-
sprüchen, vor allem der 
übermäßigen Schnel-
ligkeit, gerecht zu wer-
den, mache Angst. Me-
dien seien omnipräsent 
und immer und überall 
verfügbar. Mit diesem 
ständigen Zwang zur In-
formation und der Reiz- 
überflutung bringe sich 

der Mensch selbst aus der Ruhe und werde panisch. 
Wenn die Technik versagt, ist er hilflos. Im „Info-Dusel“ 
gebe es ein allumfassendes Rauschen. Salber stellte 
daher eine eher altmodische, aber wichtige Frage: „Wie 
viel Medien braucht der Mensch?“. Er rät zum Abschal-
ten und zu einem stoischen Medien-Menü mit dem 
richtigen Maß der Dinge.

Viktoria Roth vom Institut für Interdisziplinäre Ge-
waltforschung der Universität Bielefeld forscht über 
jugendliche Amokläufer. Die Taten dienen in der Re-
gel der Selbstdarstellung der Täter. Sie haben einen 
symbolischen Wert – es sollen soziale oder politische 
Botschaften vermittelt 
werden. Da ohne Adres-
sat eine Botschaft aller-
dings nicht funktioniert, 
soll die mediale Verbrei-
tung der Tat – digital 
oder analog – sicherstel-
len, dass die Botschaft 
in der Öffentlichkeit an-
kommt und verstanden 
wird. Medien unterstüt-
zen diese Ziele mit ihrer 
Berichterstattung. Sie 
kann Faszination auslö-
sen, weshalb sich Amo-
kläufer fast immer auf 
die Aussagen oder die Inszenierung vorheriger At-
tentäter und Vorbilder berufen. Der mediale Umgang 
mit solchen Vorfällen muss sich demnach laut Roth 
ändern. Eine sensiblere Wortwahl und eine neutrale-
re und zurückhaltendere Darstellung seien nötig. Kei-
nesfalls dürfe sie die Täter zu Helden machen. 

Lehren aus dem Chaos 

Anja Miller ist Nachrichtenchefin beim Bayerischen 
Fernsehen. Sie sieht das größte Problem der Kommu-
nikation in der Nacht des Münchner Amoklaufs vom 
Juli 2016 in den vielen Gerüchten und Falschmeldun-
gen. Sie seien kaum zu stoppen, vor allem dann nicht, 
wenn sie über das Internet verbreitet wurden. Ver-
trauenswürdige Institutionen wie Polizei, Rundfunk 

* Eine Tagung in Zusammenarbeit mit der Evangelischen Arbeitsgemeinschaft Medien (EAM) in Bayreuth

Viktoria Roth mahnt Medien zu 
mehr Zurückhaltung bei Berich-
ten über Amokläufe.

Daniel Salber empfiehlt ein  
„stoisches Medien-Menü“.
© Vogel / APB

Schlagzeilen Münchner Tageszeitungen nach dem Amoklauf vom 
Juli 2016
© Mattes / wikimedia CCO
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und Zeitungen sollten Eckpunkte oder Fortschritte bei 
den Ermittlungen mitteilen. Anderenfalls würde das 
Informationsvakuum verbunden mit Angst und Panik 
noch mehr Raum für Gerüchte lassen.

Der Pressesprecher der Münchner Polizei, Mar-
cus da Gloria Martins, bezeichnete die Gerüchte der 
Amoknacht nicht als „Fake News“. Fast jedes ging 

auf einen der insgesamt 
4310 abgesetzten Not-
rufe dieser Nacht zu-
rück. Da lag keine Mut-
willigkeit vor – es wurde 
aus Angst und Verunsi-
cherung gehandelt. Da 
Gloria Martins gab zu: 
Die Wirkung des Nach-
richtendienstes Whats-
App habe die Polizei 
unterschätzt: Nachrich-
ten wurden nicht nur an 
eine Adresse geschickt, 
sondern oft mit allen 
Kontakten des Telefon-

verzeichnisses geteilt. Und bei Informationen, die von 
einer vertrauten Person kommen, denkt man: „Das 
muss stimmen. Meine Freundin weiß das schließ-
lich.“ Es wird vergessen, dass man die Quelle und die 
Glieder der Informationskette nicht kennt. Sowohl für 
den Journalismus als auch für die Polizei sieht da Glo-
ria Martins nur eine Möglichkeit, seriös zu arbeiten: 
Mit Handwerk, Sorgfalt und Zeit. Auch in einer Nacht 
wie dem 22. Juli 2016.

An diese Regeln hielt sich auch Martin Bernstein, der 
als Polizeireporter der Süddeutschen Zeitung als einer 
der ersten Journalisten am Tatort im Münchner Olym-
pia-Einkaufszentrum war. Trotz der Ausnahmesituation 

wurden keine Informa-
tionen herausgegeben, 
die nicht von zwei Quel-
len oder der Polizei be-
stätigt werden konnten. 
Bernstein sieht große 
Herausforderungen für 
den Journalismus in Kri-
senzeiten: Die Arbeit 
muss sowohl gut recher-
chiert als auch schnell 
sein – ein Liveticker kön-
ne diesem Anspruch 
nicht gerecht werden. 

Lösungsansätze einer ganz anderen Art suchte Chris-
topher Koska vom Zentrum für Ethik der Medien und 
der digitalen Gesellschaft. Können Algorithmen in Aus-
nahmesituationen helfen? Zwischen der Komplexi-
tät und der Beschleunigung von Kommunikation und 
den ethischen Grundwerten – Transparenz, Reflexivi-
tät und Diskurs – liegt offensichtlich ein klarer Wider-
spruch mit der Echtzeit-Kommunikation. Durch Dinge, 
die der Computer schneller ausrechnen oder Daten, 
die er schneller sammeln kann, kann Zeit gewonnen 
werden für das, was Algorithmen nicht können: Urtei-
len und Vergleichen. Dadurch könne in Krisensituatio-
nen ein besserer Überblick geschaffen werden. Außer-
dem könnten Algorithmen in solchen Situationen auch 
schnellere und vielleicht sogar bessere, sachlichere Ent-
scheidungen treffen. Allerdings: Algorithmen werden 
von Menschen programmiert. Ihre Entscheidungen 
können lediglich mit Erfahrungen aus der Vergangen-
heit unterfüttert sein und sind nur so gut oder schlecht 
wie die Programmierkunst der Informatiker.

Franziska Vogel
Michael Schröder

(siehe Presseschau ab Seite 35)

Akademiedirektorin: 
Prof. Dr. Ursula Münch

Vorsitzender des Kuratoriums: 
Dr. Friedrich Wilhelm Rothenpieler

Vorsitzender des Beirats: 
Prof. Dr. Klaus Meisel

Kollegium: 
Dr. Saskia Hieber 
Internationale Politik

Dr. Andreas Kalina 
Gesellschaftlicher und politischer Wandel

Dr. Gero Kellermann 
Staats- und Verfassungsrecht, Rechtspolitik

Dr. Michael Mayer 
Zeitgeschichte

Dr. Anja Opitz 
Internationale Politik

Dr. Wolfgang Quaisser 
Wirtschafts- und Sozialpolitik

Dr. Michael Schröder 
Medien, Kommunikationspolitik, Öffentlichkeitsarbeit

Dr. Manfred Schwarzmeier 
Organisationsreferent 
Parlamentarismus- und Parteienforschung

Jörg Siegmund M.A. 
Persönlicher Referent der Direktorin 
Demokratie- und Wahlforschung, Politikevaluation

Dr. Michael Spieker 
Ethische und theoretische Grundlagen der Politik

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: 
Dr. Sebastian Haas

Polizeireporter Martin Bernstein 
mag keine Liveticker in Krisensi-
tuationen.

Polizeisprecher Marcus da Gloria 
Martins: „Wirkung von Whats-
App wurde unterschätzt.“
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Konzepte für  
Staatsbürgerschaft im  
Zeitalter der Migration
Die Gesellschaften in Europa werden 
mit zunehmender Mobilität, Migration 
und Flucht immer vielfältiger. Neben 
individuellen Motiven sind es  
insbesondere der demografische  
Wandel und mit ihm ein sich  
verschärfender Fachkräftemangel in 
West- und Mitteleuropa, die die  
grenzüberschreitende Mobilität  
auch künftig anfachen werden.

DAS GILT NICHT NUR im Rahmen der Europäi-
schen Union, sondern vermehrt auch aus Drittländern. 
Denn aufgrund des Wohlstandsgefälles zwischen den 
(Welt-)Regionen, wegen ungleicher Bevölkerungsent-
wicklung und anhaltender politischer und sozialer Ver-
folgung in Teilen der Welt bleiben die Staaten Europas 
auch in den nächsten Jahrzehnten bevorzugtes Ziel 
für Migration, Flucht und Asylsuche.

Mit dem wachsenden Anteil der Bevölkerung mit 
Migrationshintergrund ergeben sich auch Herausfor-
derungen für die Legitimität der europäischen Demo-
kratien. Wie lässt sich eine gleichberechtigte Teilhabe 
an der Politikgestaltung in Einwanderungsländern ge-
währleisten? Welche Möglichkeiten und Chancen bür-
gerschaftlichen Engagements von Migranten gibt es 
und welche sollte es geben? Bedarf es in den europä-
ischen Demokratien des 21. Jahrhunderts eines neu-
en Staatsbürgerkonzepts?

Einwanderungsland in der Probezeit

Angesichts der Zuwanderungsphänomene müsse 
sich auch Deutschland vermehrt diesen Fragen stel-
len, so Holger Kolb vom Sachverständigenrat deut-
scher Stiftungen für Integration und Migration. Vor al-
lem dürfe man nicht die Augen davor verschließen, 
dass die Bundesrepublik ein Einwanderungsland ist: 
Dies gelte sowohl in demografischer wie auch in poli-
tisch-institutioneller Perspektive.

21 Prozent der Bevölkerung Deutschlands haben 
einen Migrationshintergrund. Und knapp 10 Prozent 
der Bevölkerung seien ohne deutsche Staatsangehö-
rigkeit. München habe einen Ausländeranteil von 28 

Prozent und sogar 42 Prozent der Münchner haben 
nicht-deutsche Wurzeln. Beim Migrant Integration Po-
licy Index (MIPEX) komme Deutschland unter den un-
tersuchten 38 Staaten auf den zehnten Platz.

Allerdings befinde sich Deutschland als Einwande-
rungsland noch in der „Probezeit“: Die Entwicklung 
habe erst mit dem „Aufhol- und Normalisierungspro-
zess seit Anfang der 1990er Jahre“. Dafür sei man nun 
ein sehr dynamischer Einwanderungsstaat.

Migranten tendenziell benachteiligt

Wie repräsentativ für die Gesamtbevölkerung sind 
Europas Parlamente? Die These von Thomas Saalfeld 
von der Universität Bamberg lautet: „Je näher wir an 
das politische Entscheidungszentrum in Deutschland 
kommen, umso zunehmender ist die Disproportiona-
lität der Repräsentation“. So haben zwar 21 Prozent 
der deutschen Bevölkerung ausländische Wurzeln, 
aber sie stellen nur 11 Prozent der Wahlberechtig-
ten und sechs Prozent der Bundestagsabgeordneten. 
Deutschland liegt damit im europäischen Vergleich im 
hinteren Mittelfeld. Gründe für die mangelnde Reprä-
sentativität des deutschen Parlamentarismus sieht 
Saalfeld einerseits in den vergleichsweise restriktiven 
Regeln zum Erwerb der Staatsangehörigkeit – und  
davon hänge ja auch das Wahlrecht ab; andererseits 
im Bildungssystem, das Migranten tendenziell be-
nachteilige: „Wenn der Weg in Politik und Parlamen-
te über Elite-Netzwerke, Universitäten und politikna-
he Berufe führt, haben Migranten weniger Chancen.“

Lücke in der Repräsentation

Bestätigt wird diese Beobachtung durch Daten, die 
Cihan Sinanoglu anhand der Studie des Max-Planck-In-
stituts zur Erforschung multireligiöser und multiethi-
scher Gesellschaften vorstellte: Demnach weisen in 
deutschen Großstädten nur vier Prozent der Ratsmit-

Grenzüberschreitende Flucht und Migration werfen neue Fragen 
nach demokratischer Teilhabe auf.
© JouWatch / flickr / CC BY-SA 2.0
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glieder einen Migrationshintergrund auf, ihr Anteil an 
der dortigen Bevölkerung aber beträgt 27 Prozent. 
Selbst in Städten mit dem höchsten Anteil an poli-
tisch Aktiven – Frankfurt am Main und Stuttgart, die 
sich seit Jahrzehnten als multikulturell präsentieren 
– besteht eine „eklatante Lücke in der Repräsentati-
on“. Einen Typus des „großstädtischen Ratsmitglieds 
mit Migrationshintergrund“ gibt es nicht, es fällt aber 
auf: Sie kommen eher von den Mitte-Links-Partei-
en, im Schnitt acht Prozent. 40 Prozent sind weib-
lich und einen überdurchschnittlichen Anteil nehmen 
Deutsch-Türk(inn)en ein. Als Sprungbrett in die Kom-
munalparlamente dienen Tätigkeiten im Integrations-/
Migrationsbeirat sowie in der Schüler- und vor allem 
in der Studierendenvertretung. Gewerkschaften und 
Bürgerinitiativen spielen eine geringere Rolle.

Doppelpass und Ausländerwahlrecht

Kann nun die Einführung bzw. Erweiterung des Auslän-
derwahlrechts dazu beitragen, die Repräsentationslü-
cke zu schließen? Kay Hailbronner vom Forschungs-
zentrum Ausländer- und Asylrecht (FZAA) an der 
Universität Konstanz meinte, ein Ausländerwahlrecht 
führe dazu, dass Wahlrecht und Staatsangehörigkeit 
entkoppelt würden. Und 
da das Wahlrecht den 
Kern der Staatsangehö-
rigkeit darstellt, käme es 
zu einem Bedeutungs-
verlust. Das kommuna-
le Wahlrecht für Auslän-
der erkennt Hailbronner 
hingegen als ein proba-
tes Zwischenmodell an. 
Er bezweifelt aber, dass 
es einen relevanten Bei-
trag zur Integration leis-
ten würde.

Und wie verhält es sich mit dem „Doppelpass“? Mit 
einer doppelten Staatsbürgerschaft erhält man die völ-
kerrechtliche Legitimation für ein Mitspracherecht in 
beiden Ländern. Doch weshalb darf man Entschei-
dungen über die Zukunft eines Landes treffen, in dem 
man aktuell nicht lebt? Mehrere Staatsangehörigkeiten 
führten zwangsläufig zu (latenten) Loyalitätskonflikten. 
Vorher sei eine Klärung nötig, welche Staatsangehörig-
keit im Konfliktfall überwiegt. Die Staatsangehörigkeit 
im Wohnland stelle kein notwendiges Element der In-
tegration dar. Hailbronner sieht im Konzept der „ruhen-
den Staatsangehörigkeit“ ein sinnvolles Instrument, 
das denkbare Konfliktsituationen ausschließt.

Da ein Großteil der Ausländer die Werte der Bundes-
republik (noch) nicht verinnerlicht habe, sieht Hailbron-
ner es als fragwürdig an, ihnen ein Mitspracherecht zu 
einem System zu geben, dass sie nicht voll und ganz 

unterstützen. Felix Hanschmann von der Universität 
Frankfurt/Main geht es im Gegensatz hierzu darum, 
ein Gleichheitsgefühl zu vermitteln und die Politik zur 
Berücksichtigung aller Interessen zu bewegen. Denn 
den im Inland lebenden Ausländern werden „Bürger-
pflichten“ abverlangt, ohne dass man ihnen Bürger-
rechte zugestünde. Eine Besteuerung ohne gleichzei-
tiges politisches Mitspracherecht sei unfair.

Der Schweizer Publizist 
Christophe Büchi warn-
te aufgrund der Schwei-
zer Erfahrungen mit 
Ausländerstimmrechten 
auf kantonaler Ebene: 
Parteien müssten zu-
erst dafür sorgen, dass 
ausländische Stimmbe-
rechtigte nicht zu Ali-
bikandidaten werden. 
Ohne solche begleiten-
den Maßnahmen sei 
das Ausländerstimm-
recht eine sympathi-
sche Geste, mit der 

man Weltoffenheit signalisieren kann. Büchi sieht ein 
Wahlrecht am Anfang des Integrationsprozesses so-
gar als kontraproduktiv an. Es solle stattdessen am 
Ende dieser Kette stehen. Erfolgsversprechender 
scheint ihm der erleichterte Zugang zu Staatsbürger-
schaft. Auch Hanschmann pflichtet bei: „Die Einräu-
mung von Wahlrechten hat für die Integration keine 
Bedeutung. Doch zwingt sie politische Eliten dazu, 
stärker Rücksicht auf diese Gruppen zu nehmen.

Beispiel Latinos in den USA

Bert Hoffmann vom GIGA-Institut in Hamburg warf ei-
nen inspirierenden Blick auf die politische Partizipa-
tion der „Latinos“ in den USA, mittlerweile dort die 
„First Minority“. Sie verstünden es nämlich, flexible 
Identitäten an den Tag zu legen. Hoffmann beobach-
tet, dass der legale Status entscheidend ist für die 
soziale Mobilisierung: Man bringt sich politisch erst 
dann ein, wenn man sich bereits als Teil der Gesell-
schaft versteht bzw. verstehen darf. Es gebe kaum 
kaum Parallelgesellschaften mit eindeutigem Wahl-
verhalten. Denn für diejenigen, die bereits als Teil der 
Gesellschaft anerkannt sind, ist die Migrationspolitik 
als solche und damit der eigene Ursprung nicht mehr 
relevant, sondern vielmehr alltagsrelevante Aspekte 
wie die Ausgestaltung des Bildungssystems oder der 
Gesundheitsvorsorge. Und alle folgen politisch dem 
größten gemeinsamen Nenner: Der American Dream 
gilt für alle!

Andreas Kalina
Sebastian Haas
Franziska Vogel

Christophe Büchi: „Ein Wahlrecht 
für Ausländer soll am Ende des 
Integrationsprozesses stehen.“
© Haas / Vogel / APB

Kay Hailbronner will Wahlrecht 
und Staatsangehörigkeit nicht 
entkoppeln.
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Abgrenzung oder  
Anerkennung?
Wie Integration gedeiht

In einer Zeit großer Veränderungen 
in der Gesellschaft ist die Frage 
nach den Integrationskräften  
besonders dringlich. Worin besteht 
Integration und wie kommt sie 
zustande? Dass darüber  
keineswegs Einigkeit herrscht, 
zeigte die Verabschiedung des 
bayerischen Integrationsgesetzes 
Ende 2016.

MARKUS GRUBER, Ministerialdirektor im Baye-
rischen Sozialministerium und dort federführend mit 
Fragen der Integration befasst, erläuterte den Auf-
bau des umstrittenen Gesetzes. Erklärungsbedürftig 
ist es, weil seine Struktur gänzlich aus dem Rahmen 
anderer Landesgesetze fällt. Es ist neben der Bayeri-
schen Verfassung das einzige Landesgesetz, das eine 
eigene Präambel ziert. Diese wiederum wird von vie-
len gerade nicht als Zierde aufgefasst, da sie politisch 
sehr umstrittene Begriffe (vom bayerischen Brauch-
tum bis zur „Leitkultur“) enthält, die der gewünsch-
ten Eindeutigkeit von Rechtsbegriffen entgegenste-
hen. Gruber hingegen verteidigte das Gesetz, weil 
es in seiner Bezugnahme auf die Tradition und durch 
die Einforderung einer Bringschuld durch Zuwan-
dernde, die Vorstellungen großer Teile der Bevölke-
rung aufgreife. Das aus dem Umbau des Sozialstaa-
tes bekannte Motto des „Forderns und Förderns“ 
habe so auch in der Integrationspolitik verankert  
werden können.

Identitäten

„Attributbasiert“ oder „handlungszentriert“, das sind 
die beiden unterschiedlichen Grundlagen, auf denen 
Identitätskonzepte aufgebaut werden können. Wenn 
Träger bestimmter Eigenschaften als Mitglieder ei-
ner Gruppe identifiziert werden, können Nationen, 
Geschlechter und auch „Rassen“ gebildet werden, 
so der Politikwissenschaftler Sebastian Haunss. Das 
schafft aber noch kein handlungsfähiges Kollektiv und 
führt stets zum Ausschluss einer anderen Gruppe. 
Auf Attribute wird vielfach verwiesen, wenn „kollek-
tive Identität“ als politisches Konzept bemüht wird, 
so in der PEGIDA-Bewegung aber auch rund um die 

Sarrazin-Debatte. Als analytisches Konzept dient „kol-
lektive Identität“, wenn gefragt wird, wie sich das kol-
lektive Handeln einer Gruppe oder einer sozialen Be-
wegung konstituiert.

Um herauszufinden, warum Menschen miteinander 
handeln, müssen Handlungskontexte untersucht wer-
den. Die Antworten darauf sind wiederum vielfältig: 
So kann es die jeweilige Situation sein, die kollektives 
Handeln motiviert, aber auch gemeinsame Interessen 
(etwa im Marxismus) oder schlicht eine Nutzenkalku-
lation (rational-choice-Ansätze). Empirisch ist kollekti-
ves Handeln aber weder durch Umstände erklärbar, 
noch homogen, aber jedenfalls häufig. Offenbar liegt 
es an der Sinndeutung, dass gemeinsames Handeln 
möglich wird.

Gemeinsamer Sinn

Doch ist es nicht leicht, im Zusammenhang mit In-
tegrationsfragen über Handlungen statt nur über Ei-
genschaften zu sprechen. Zur Bildung eines ge-
meinsamen Sinnes sind geteilte Erfahrungs- und 
Begegnungsräume notwendig. Mit dem Göttinger 
boat-people-project wurde auch dafür ein Beispiel 
in der Tagung vorgestellt. Die Regisseurin Nina de la 
Chevallerie zeigte auf, welche Prozesse in der Erarbei-
tung von Theaterstücken initiiert werden können. Sie 
begreift Kunst und Partizipation als zusammengehö-
rig und führte bewegende Momente in der Arbeit mit 
Geflüchteten und jungen Menschen an. Mit einigen 
theaterpädagogischen Übungen versetzte sie auch 
die Tagungsteilnehmer in Bewegung.

Michael Spieker

© ROLANDMEY / PIXABAY CCO
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Anstöße für eine Erneuerung der  
Wirtschaftswissenschaften
Die neugegründete Gesellschaft 
für sozioökonomische Bildung und 
Wissenschaft (GSÖBW) traf sich in 
Tutzing, um sich über die Reform der 
wirtschaftswissenschaftlichen Ausbil-
dung als auch die Erneuerung der öko-
nomischen Bildung auszutauschen.

WAS ANDERES SOLLTE ÖKONOMIE SEIN, 
wenn nicht eine soziale Handlung? Von „Sozioökono-
mie“ zu sprechen, heißt also sich einer Tautologie zu 
bedienen. Doch die Rede von Sozioökonomie ist nicht 
überflüssig, denn sie legt die Grundlage der Ökono-
mie frei, die oftmals verdrängt wird.

Jahre nach der Finanz-, Wirtschafts- und Eurokrise 
kommt die Erneuerung der Wirtschaftswissenschaften 
nur schleppend voran. Auf der Agenda sollte sowohl 
eine Reform der wirtschaftswissenschaftlichen Ausbil-
dung als auch die Erneuerung der ökonomischen Bil-
dung stehen. Mit der neu gegründeten Gesellschaft 
für sozioökonomische Bildung und Wissenschaft 
(GSÖBW) trafen sich im Blick auf diese Aufgaben Ak-
teurinnen und Akteure aus unterschiedlichen sozial-
wissenschaftlichen Disziplinen in der Tutzinger Aka-
demie. Forderungen nach einer paradigmatischen 
Pluralisierung der wirtschaftswissenschaftlichen For-
schung und Lehre an Schulen und Hochschulen wur-
den dabei übereinstimmend erhoben. Sascha Spoun, 
Präsident der Leuphana Universität, und Michael Hart-
mann, bundesweit bekannter Elitenforscher und So-
ziologe sowie Jack Reardon (USA) und weitere Refe-
renten stellten Theorieansätze und Konzepte vor, die 
ökonomische Fragestellungen in ihre sozialen, politi-
schen, ökologischen, kulturellen und historischen Zu-
sammenhänge stellen. Sie kritisierten, dass viele wirt-
schaftswissenschaftliche Curricula an Hochschulen 
und Schulen diese systematisch ausblenden und so 
zu Fehlverständnissen führen. Zwar finde an vielen Or-
ten multidisziplinäre und plurale Forschung zu ökono-
mischen Themen bereits statt, doch würde sie kaum 
wirksam. Silja Graupe von der Cusanus Hochschu-
le zeigte detailreich auf, welche Beeinflussungstech-
niken führende wirtschaftswissenschaftliche Lehrbü-
cher (Samuelson/Nordhaus, Mankiw) nutzen, um ihre 
Sicht auf Markt und Staat als einzig naturgegeben zu 
etablieren. Die Studienprogramme der Cusanus-Hoch-
schule sind hingegen so angelegt, dass sie die soziale 
Einbettung von Märkten erhellen statt alles soziale Ge-
schehen als „Marktgesetzen“ folgend auszugeben.

Die Didaktikerin Bettina Zurstrassen sprach über das 
wachsende Gewicht sogenannter „Berufsorientie-
rung“ im schulischen Unterricht. Sie machte dabei 
auf die mangelnde empirische Begründung der Be-
hauptung aufmerksam, dass Schulen bislang nicht 
ausreichend auf die Arbeitswelt vorbereiteten. Sie 
kritisierte auch die Verengung auf Kompetenzen der 
Anpassung an gegebene Hierarchien und Berufswel-
ten. Es gebe einen Hang zum „Statusfatalismus“, der 
sich damit begnüge, wenn man selbst „über die Run-
den“ komme, aber nicht mehr nach einer Verbesse-
rung des Gesamtsystems strebe. Wie umstritten das 
Feld ist, wurde zuletzt deutlich, als Zurstrassens bei 
der Bundeszentrale für politische Bildung erschiene-
nes Werk über „Ökonomie und Gesellschaft“ nach ei-
ner Intervention des Hauptgeschäftsführers des Bun-
desverbandes der deutschen Arbeitgeberverbände 
mit einem Vertriebsverbot belegt wurde. Er kritisier-
te die wissenschaftliche Kritik am Lobbyismus von 
Konzernen und Verbänden – und bestätigte mit (kurz-
zeitigem) Erfolg seiner Beschwerde zugleich deren 
Begründung. Das Werk ist mittlerweile wieder elek-
tronisch erhältlich.

Die neue Fachgesellschaft wird sozioökonomi-
sche und andere sozialwissenschaftliche, fachdidak-
tische und hochschuldidaktische sowie bildungs- 
und hochschulpolitische Überlegungen zu Bildung 
und Ausbildung im wirtschaftlichen Feld systema-
tisch zusammenführen. Hierzu sollen Perspekti-
ven und Befunde der zentralen Bezugsdisziplinen, 
d. h. der Volkswirtschaftslehre, der Soziologie, der 
Ethik und der Politikwissenschaft in Bezug zuein-
ander gesetzt und hinsichtlich didaktischer Aspekte  
diskutiert werden.

Michael Spieker

Linktipp:
Das einstmals mit einem Vertriebsverbot belegte Werk von 
Bettina Zurstrassen „Ökonomie und Gesellschaft“ ist online 
erhältlich: http://www.bpb.de/shop/lernen/themen-und-ma-
terialien/200345/oekonomie-und-gesellschaft.
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Keine Sisyphusarbeit
Experten zeigten erfolgreiche  
Strategien zur Integration von  
Flüchtlingen in den Kommunen.

FLUCHT, Schlepperkriminalität, Grundversorgung 
und Unterbringung von Geflüchteten prägten die 
Schlagzeilen bis Mitte 2016. Die Akteure der Flücht-
lingshilfe in Politik, Verwaltung, sozialer Arbeit und 
Ehrenamt haben die Herausforderungen mit großem 
Einsatz bewältigt. Mittlerweile bestimmt die Fra-
ge nach Integration die Debatte – und damit vor al-
lem: Wie sieht in den Kommunen die Praxis der ge-
sellschaftlichen Integration von Flüchtlingen aus? 
Welche Rahmenbedingen liegen vor, welchen Her-
ausforderungen muss man sich stellen? Wo gibt es 
Handlungsbedarf?*

Hans Vorländer von der TU Dresden definiert Integra-
tion als Kombination aus Teilhabe an der Gesellschaft, 
Vermittlung eines Zugehörigkeitsgefühls, Partizipation 
und Interaktion zwischen Bürgern eines Landes und 
den Zugewanderten. Dabei ist eine der größten He-
rausforderungen die Bewältigung gesellschaftlicher 
Spannungen und Konflikte. Migration sei dafür aber 
nicht die Ursache. Sie dient vielmehr als Blitzableiter 
für vorhandene Globalisierungs- und Modernisierungs-
ängste – zumal sich an ihr die soziokulturelle Diversität 
in der Gesellschaft und steigende Ungewissheiten im 
Lebensumfeld nur besonders gut festmachen lassen. 
Die Ursachen liegen aber viel tiefer im gesellschaftli-
chen und demografischen Wandel sowie in einer zu-
nehmend globalisierten Weltordnung, in der die Natio-
nalstaaten an Bedeutung verlieren.

Verräterische Sprache

Die gesellschaftliche Wahrnehmung von Flucht und 
Migration überzeichne die realen Phänomene, so 
Marcus Engler vom Netzwerk Flüchtlingsforschung. 
Begriffe wie Flüchtlingswellen und -ströme vermittel-
ten ein unzutreffendes Bild, zumal Flüchtlinge lediglich 
einen Anteil von 0,3 Prozent der Weltbevölkerung stel-
len. Auch Hans Vorländer sieht eine gewisse Schizo-
phrenie bei den Bedrohungswahrnehmungen, die vor 
allem der Dominanz des Migrationsthemas in den Me-
dien geschuldet sind: So wird die allgemeine Bedro-
hung ungleich stärker als die individuelle Bedrohung 
bewertet: In Sachsen fühlt sich eine knappe Mehrheit 
der Bürger durch Fluchtphänomene bedroht; aller-
dings wird die Frage nach der konkreten, persönlichen 
Bedrohung lediglich von 13 Prozent bejaht.

Neben der medialen Prominenz des Themas führt 

Engler die verzerrten Wahrnehmungen auf die Kon-
zentration der Geflüchteten auf einige wenige 
Länder zurück: Dies sei vor allem dem sog. Dub-
lin-System geschuldet, auf dessen Grundlage den 
südlichen EU-Staaten und Ungarn faktisch eine grö-
ßere Verpflichtung bezüglich der Registrierung und 
Erstaufnahme auferlegt wird als den nördlichen Län-
dern. Die Dublin-Verordnung lasse damit keine fai-
re Verteilung zu. Ein Free-Choice-Modell für die Ge-
flüchteten belaste die bevorzugten Ballungsräume  
und Großstädte.

Faire Verteilung

Als Alternative eigne sich ein gesamteuropäischer 
Verteilungsschlüssel. Würden die Lasten innerhalb 
der EU gleichmäßig verteilt, so würden sich die ge-
sellschaftlichen Vorbehalte relativieren, so Engler. 
Allerdings sei hierbei weniger die EU als solche im 
Zugzwang, als ihre Mitgliedstaaten, die sich auf ein 
gemeinsames Vorgehen einigen müssten. Denn trotz 
der Dublin-Verordnung fällt Einwanderung und Asyl 
nach wie vor grundsätzlich in die nationalen Zustän-
digkeitsbereiche.

Interkulturelle Öffnung

Der gesellschaftliche Zusammenhalt macht sich laut 
Vorländer an der Qualität der sozialen Beziehungen 
fest, die von Vertrauen sowie von der Akzeptanz von 
Unterschiedlichkeit geprägt sein sollten; des Weite-
ren an der Verbundenheit mit den Mitbürgern und 
ihrer Kultur sowie an einer geteilten Gemeinwohlo-
rientierung und Solidaritätsgefühl innerhalb der Ge-
sellschaft. Zur Integration müssen alle beitragen. Sie 
sei nicht allein „Bringschuld der Zugewanderten“. An-

Container gegen die Wohnungsnot von Flüchtlingen in Hannover
© Nifoto / wikipedia / CC BY-SA 4.0

* Tagung in Zusammenarbeit mit der Interkulturellen Akademie der Inneren Mission München

T H E M A  |  K O M M U N A L P O L I T I K

A K A D E M I E - R E P O R T  |  0 3 - 2 0172 2



eignung der Sprache sei nötig, aber vor allem müs-
sen Geflüchtete „gehört werden“. Eine interkulturelle 
Öffnung der Verwaltung könnte möglichen Schwie-
rigkeiten vorbeugen.

Thomas Karmasin, Landrat von Fürstenfeldbruck, 
spricht weniger von Integration als von Inklusion. Die-
se könne nur stattfinden, wenn ein soziokulturelles 
Minimalverständnis gegeben ist, wie ein respektabler 
Umgang und ein gewisses Sprachniveau.

Zu Fluchtmotiven, Wertvorstellungen und Integrati-
onserwartungen der Geflüchteten sprach Axel Böhm 
vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge auf 
Grundlage von Befragungen von Asylsuchenden. Der 
zentrale Beweggrund für Flucht ist Angst vor Krieg, 
Gewalt und Verfolgung. Dabei zeigt sich, dass die 
Kosten und Risiken der Flucht hoch sind. Die größte 
Sorge der Menschen ist die Angst, nicht in Deutsch-
land bleiben zu können: „Es sind vor allem existen-
zielle Sorgen, in deren Fokus der Arbeitswille steckt, 
weniger aber ein Liebäugeln mit den deutschen Sozi-
alsystemen.“ Der Anteil der Personen mit Berufs- und 
Hochschulabschlüssen ist gering. Insgesamt zeigen 
die Geflüchteten jedoch hohe Bildungsanstrengun-
gen. Ein weiteres Ergebnis der Studie: In ihren Wert-
vorstellungen weisen die Geflüchteten sehr viel mehr 
Gemeinsamkeiten mit der deutschen Bevölkerung als 
mit der Bevölkerung in den Herkunftsländern auf.

Fehlende Wohnungen

Wohnungsnot sei die größte Herausforderung, sag-
te die Vorsitzende der BayernSPD, Natascha Kohnen, 
in einer Diskussion mit Markus Gruber vom Baye-
rischen Sozialministerium und Thomas Karmasin. 

Doch auch bei diesem Thema wurde festgestellt: Ge-
flüchtete sind lediglich ein Katalysator. Ursächlich für 
die Krise seien strukturelle Probleme: der demogra-
fische Wandel, die Landflucht und eine ansteigende 
Anziehungskraft der Metropolen. Kohnens Forderun-
gen: mehr Mittel für den Wohnungsbau, Verbesse-

rung der Mietpreisbremse sowie Transparenz bei 
Mieten. Durch Verbesserung der ländlichen Infra-
struktur müsse der Abwanderung in die Metropolen 
entgegengewirkt werden.

Gruber sprach sich für einen Ausbau der dezentra-
len Struktur der Integrationspolitik aus. Gemeinden 
müssten ihre erfolgreichen Lösungsansätze austau-
schen, um besser voneinander zu lernen.

Für Kohnen ist im Sinne einer übersichtlicheren 
Flüchtlingspolitik ein Einwanderungsgesetz unerläss-
lich, mit dem die Zuwanderung über alle Ebenen hin-
weg gesteuert werden könne: „Wir haben nur einen 
Planeten und die Menschen werden sich bewegen, 
also müssen wir ein Gleichgewicht reinbringen.“

Frustrationen

Mira Wallis vom Berliner Institut für empirische Integra-
tions- und Migrationsforschung sieht  positive Entwick-
lungen seit dem Sommer 2015: Es haben sich professi-
onelle Strukturen mit Arbeitsteilung und teils zentralen 
Kommunikationsstellen gebildet. Doch zeigen sich kei-
ne Verbesserungen bei den Arbeitsbedingungen: Nach 
wie vor seien Ehren- wie Hauptamtliche zeitlich und 
psychisch überlastet. Die Frustration sei groß, wenn 
ein Geflüchteter nach langjähriger Betreuung abge-
schoben wird. Wo liegt dann noch der Sinn der Arbeit?

Dorothee Schiwy, Sozialreferentin der Landes-
hauptstadt München, wollte dem Bild, Integration sei 
eine kommunale Sisyphusaufgabe, entgegenwirken. 
München habe mit dem „Gesamtplan zur Integrati-
on von Flüchtlingen“ eine Strategie, um Geflüchtete 
frühzeitig und nachhaltig in die Stadtgesellschaft zu 
integrieren und ihnen ein selbstbestimmtes Leben 
zu ermöglichen. Dabei werden die einzelnen „Stu-
fen der Integration“ gegliedert: 1. Unterbringung, 2. 
Bildung und Erziehung, 3. Beratung, Deutschkurse 
und Ausbildung, 4. Qualifizierung und Arbeitsmarkt 
und 5. Wohnen. Für eine erfolgreiche Integration sei 
eine gute Vernetzung wichtig – sei es die Vernetzung 
von Geflüchteten mit den Einwohnern Münchens, als 
auch der Austausch der Flüchtlingshelfer, Sozialarbei-
ter und Ehrenamtlicher untereinander.

Schiwy betonte, dass sich München verglichen mit 
anderen Kommunen in einer sehr vorteilhaften Positi-
on befände: Die Landeshauptstadt könne angesichts 
ihrer finanziellen Ausstattung Integrationsarbeit leis-
ten, bevor der Aufenthaltsstatus und die Bleibeper-
spektive festgestellt werden – und damit bevor die 
eigentlichen Integrationsmittel vom Staat bereitge-
stellt würden: „Die Ziele (Stadt-)Frieden und Humani-
tät sind uns unser Geld wert.“

Andreas Kalina
Franziska Vogel

Diskussion über aktuelle Herausforderungen der Integration von 
Geflüchteten: Thomas Karmasin, Markus Gruber und Natascha 
Kohnen (von links)
© Vogel / APB
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Sicherheit in den Städten
Zwischen Klimawandel und Kriminalität

Die Anschläge auf den  
Berliner Weihnachtsmarkt oder 
im Londoner Regierungsviertel, 
Hochwasser in Simbach und 
Tornado in Hamburg –  
Terroranschläge und  
Naturkatastrophen werden 
immer häufiger, so das Gefühl 
vieler Bürger. Wie kann die 
kommunale Infrastruktur und 
damit die Sicherheit in den 
Städten verbessert werden? 

MIT DIESER FRAGE beschäftigten sich in der 
Akademie neben Ingenieuren und Architekten auch 
Sozialwissenschaftler, Studenten und Verwaltungs-
fachleute. Schon zum fünften Mal organisierte die 
Akademie gemeinsam mit der Bayerischen Ingenieu-
rekammer-Bau diese interdisziplinäre Veranstaltung. 
Im Zentrum stand die Frage, wie wir mit Risiken und 
Sicherheit umgehen. Dass der Klimawandel vor allem 
städtische Ballungsräume betrifft, machte Peter Höp-
pe deutlich. Mithilfe vieler Daten und Zahlen veran-
schaulichte der Leiter der Geo-Risiko-Forschung beim 
Müncher Rückversicherer Munich Re: Der Klimawan-
del ist real und menschengemacht.

Mehr extreme Wetterereignisse

Dem Experten zufolge werden die extremen Werte 
zunehmen: mehr Niederschlag, häufige Gewitter im 
Winter und Herbst, Starkniederschlag im Sommer 
und gleichfalls Dürre. Immer häufiger stellt er das Zu-
sammentreffen von zwei Arten von Naturkatastro-
phen wie Hagel und Sturm fest.

Besonders betroffen sind zwar Städte, aber der 
Wissenschaftler sieht auch Chancen für urbane Räu-
me. Der besondere Vorteil seien die kurzen Wege für 
viele Menschen in Ballungsräumen. Das sollte dem 
Wissenschaftler zufolge in der Stadtplanung berück-
sichtigt werden, ebenso wie die Auslegung der Ent-
wässerungssysteme auf mehr Niederschlag und 
einen Hochwasserschutz, der einen Klimawandel-Zu-
schlag enthält. „Städte sollten ihre Infrastruktur an-
passen“, empfahl Höppe.

Andere Aspekte kommunaler Sicherheitsfragen zeig-
te der Münchner Polizeipräsident Hubertus Andrä an-
hand der Polizeiarbeit in der Landeshauptstadt auf. 
In München gibt es keine No-go-Areas, das staatli-
che Gewaltmonopol findet Anwendung, so Andrä. Im 
Jahr 2016 habe die Anzahl der Straftaten der Zahl vom 
Jahr 2010 entsprochen, obwohl mittlerweile 140.000 
Menschen zugezogen sind. Stadtviertel wie das Ha-
senbergl oder Neuperlach seien keine sozialen Brenn-
punkte und besser als ihr Ruf.

Vermeidung von Problemvierteln

Um Problemviertel wie das belgische Molenbeek erst 
gar nicht entstehen zu lassen, ließe sich stadtbaulich 
vorsorgen. Eine gemischte Wohn- und Bevölkerungs-
struktur könne Ghettobildung verhindern, betonte An-
drä. Vermieden werden sollte auch der Eindruck ver-
wahrloster Gebäude und Infrastruktur. Am Beispiel 
der „Feierbanane“ und der Kooperation mit Anwoh-
nern und Unternehmen im Bereich des Hauptbahn-
hofs erläuterte Andrä das Konzept eines frühzeiti-
gen und gemeinsamen Handelns und die Suche nach 
fachübergreifenden Lösungen.

Keine Weltnorm für Sicherheit

Welches Maß an Sicherheit im urbanen Raum ge-
wünscht ist, hängt auch damit zusammen, wie viel Ri-
siko eine Gesellschaft zu tragen bereit ist. Kammer-
präsident Norbert Gebbeken von der Universität der 
Bundeswehr München und Sprecher des Forschungs-
zentrums RISK unterstrich, dass die Gesellschaft den 

Hochwasser und andere Naturkatastrophen gefährden zunehmend die Sicher-
heit in unseren Städten – hier in Sachsen im August 2004.
© Harald Weber hawedi / CC BY-SA 3.0
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Maßstab dafür festlegt. Ingenieure würden das gesell-
schaftliche Bedürfnis dann umsetzen. Die entschei-
denden Einflussgrößen aus Risiko, Sicherheit, Akzep-
tanz und der Kostenfrage seien jedoch nicht eindeutig 
definiert. „Amerika hat ein anderes Verständnis von Si-
cherheit als Deutschland. Sicherheit wird nationalstaat-
lich bewertet, es gibt keine Weltnorm“, so Gebbeken.

Fehlende Maßstäbe

„Unsere Gesellschaft geht nicht gerade rational mit 
Risiken um“, sagte der Risikoforscher Klaus Heilmann. 
Er hält es für erstaunlich, dass es keine allgemein an-
erkannten Maßeinheiten zur Bemessung von Risi-
ken gibt. Doch nur wenn wir lernen, Risiken zu mes-
sen und sie mit Maßeinheiten zu versehen, könnten 
wir sie ordnen und rationale Entscheidungen treffen. 
Während Risiko zu messen ein empirisches, wissen-
schaftliches Verfahren ist, würde die Beurteilung von 
Sicherheit eine normative, politische Aktivität sein.

Über eine Sicherheitsformel würden wir nicht verfü-
gen. Sicherheit sei vielmehr eine Illusion, sagte Heil-
mann. Sie bedeute nicht die Vermeidung jeglicher Ri-
siken, sondern sei „ein Weg zwischen den Risiken 
hindurch“. Im Spannungsfeld zwischen Sicherheit und 
Freiheit sei die zentrale Frage: „Wieviel finanzielle Be-
lastung sind wir bereit, für mehr Sicherheit zu tragen? 
Wie viel Entzug persönlicher Freiheit für mehr Sicher-
heit sind wir bereit in Kauf zu nehmen?“

Mit dieser gesellschaftlichen Weichenstellung be-
fasst sich die Politik. Zunächst müsse die Politik die 
Analyse der Lebenswirklichkeit der Menschen in den 

Blick nehmen, sagte der Vorsitzende des Innenaus-
schusses des Bayerischen Landtags Florian Herrmann 
(CSU) beim Podiumsgespräch mit Klaus Heilmann. 
Entscheidend sei dann die politische Schwerpunkt-
setzung.

Spiel mit der Angst

Zur Rolle der Medien im Umgang mit Risiken und ins-
besondere Ängsten gab der ehemalige Chefredak-
teur des Bayerischen Fernsehens Sigmund Gottlieb 
unumwunden zu: „Ja, Ängste werden durch Medi-
en und Politik instrumentalisiert.“ Die Medien skan-
dalisierten, trivialisierten und personalisierten mehr 
als früher. Er begründete das mit dem Diktat des On-
line-Marktes, der noch schneller als beispielsweise 
der Print-Markt funktioniere und Klickzahlen gene-
rieren müsse. Mit Blick auf die jüngsten Falschmel-
dungen etablierter Medien zum NPD-Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts warnte Gottlieb vor der 
Entwicklung. „Gründlichkeit muss vor Schnelligkeit 
gehen. Be first, but first be sure“, so Gottlieb.

Skandalisierung

Der Medienwissenschaftler Christian Schicha von der 
Universität Erlangen-Nürnberg wies darauf hin, dass 
die Journalisten die Inszenierungsdominanz verlo-
ren haben. Der frühere Nachrichten-Konsument sei 
nun beispielsweise als Blogger auch Produzent. Zu-
gleich kritisierte Schicha die vor allem in Talk-Shows 
ausgeprägten Skandalisierungstendenzen: „Da steht 
Deutschland tagtäglich am Abgrund“.

Miriam Zerbel

Gruppenbild mit Dame (von links): Klaus Heilmann, Sigmund Gottlieb, Christian Schicha, Akademiedirektorin Ursula Münch, Tagungslei-
ter Gero Kellermann und Kammerpräsident Norbert Gebbeken
© APB
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© STUTTMANN

Sozialstaat oder Suppenküche?

Der Sozialstaat hat in den  
vergangenen 20 Jahren  
tiefgreifende Veränderungen erlebt. 
Das gilt sowohl für die Begriffe 
und Leitbilder, mit denen über ihn 
nachgedacht wird als auch für die 
konkreten Leistungen, die er für 
die Bürger erbringt. Unsere Tagung 
versuchte eine Bestandsaufnahme 
und identifizierte aktuelle  
Herausforderungen.

GERECHTIGKEIT war immer schon das zentrale 
Ziel aller Politik und zugleich ihr zentraler Streitpunkt, 
denn unterschiedliche Menschen halten Unterschied-
liches für gerecht. Thomas Schumacher, Professor 
für Philosophie in der Sozialen Arbeit, plädierte da-
für, trotz aller Schwierigkeiten an dem Begriff fest-
zuhalten. Man könnte einwenden, dass gerecht nur 
Personen, nicht aber Zustände sein könnten, da die 
Gerechtigkeit als Tugend eine Haltung beschreibe. Al-
lerdings, so Schumacher unter Bezug auf die platoni-
sche Philosophie, geht die Gerechtigkeit als Qualität 
auf die Handlung selbst über, die dann zur gerech-
ten Handlung wird. Nur durch sie entsteht ein förder-
liches Zusammenleben, in dem jeder eine gedeihliche 
Entwicklung erfährt, weil er das tun kann, was ihm 
selbst zukommt. Ein ungerechtes Zusammenleben 
hingegen ist von Konflikt und Stillstand geprägt und 
eigentlich unmöglich.

Gerechte Regeln

Doch wie gestaltet man das förderliche Zusammen-
leben? Gefordert wird es bis hin zu den Grundverträ-
gen der Europäischen Union, wo in Art. 3 des Vertrags 
von Lissabon der Auftrag zur Förderung von sozialer 
Gerechtigkeit und sozialem Schutz formuliert wird. 
Benötigt werden dazu gerechte Regeln, die von allen 
gleichermaßen eingehalten werden. Wo ungleiche 
Lebensbedingungen strukturell festgelegt werden, da 
sind sie nicht legitim und die Güterverteilung muss 
dann entsprechend verändert werden. Wo die Struk-
turen ungerecht sind, weil sie die gedeihliche Ent-
wicklung behindern, da ist auch Nothilfe, zum Beispiel 
in der Form der Suppenküche, ein Akt der Gerechtig-
keit. Aber nicht zur Stabilisierung der Ungerechtigkeit, 
sondern als erster Schritt zu deren Bekämpfung.

Die Einsicht in die Bedeutung der kollektiven Absi-
cherung gegen Marktrisiken, die keiner allein leisten 
kann, bildete den Anfang der Entwicklung des Wohl-
fahrtsstaates. Mit der Industrialisierung wird die Ar-
beitskraft zu einer Ware wie andere Waren auch. 
Freilich mit dem Unterschied, dass es sich niemand 
leisten konnte, diese Ware nicht zu verkaufen, wenn 
der Preis einmal nicht stimmte – wie auch Niedriglöh-
ne der Gegenwart zeigen. Der Sozialstaat drängte je-
doch den Warencharakter der Arbeitskraft zurück, in-
dem er Bürger auch dann sozial absicherte, wenn sie 
keiner Arbeit nachgehen konnten. Der „aktivierende 
Wohlfahrtsstaat“ verschiebt nun die Verantwortlich-
keit für die soziale Sicherheit, so der Soziologe Martin 
Kronauer. Sie „verschiebt sich nun von der in Wohl-
fahrtsstaaten institutionalisierten Verantwortung der 
Gesellschaft für das Wohlergehen aller ihrer Mitglie-
der in grundlegenden Belangen zur Verantwortung der 
einzelnen Mitglieder für die Gesellschaft.“ Statt der 
Passivität der Fürsorge wird nun Eigenaktivität und 
diese vor allem als Pflicht zur Erwerbsarbeit gefordert.

Nach dem Modell eines kapitalistischen Unterneh-
mens investiert der Sozialstaat in die Bürger und das 
soll sich auch durch Erträge rechnen: „Die Investition in 
die soziale Absicherung gegen Armutsrisiken, beson-
ders bei Kindern und im Alter, soll die Bereitschaft der 
Menschen stärken, in einer zunehmend flexibel organi-
sierten Arbeitswelt Risiken zu übernehmen; die Investi-
tion in Kindertagesstätten und Pflegeeinrichtungen soll 
die Bereitschaft junger Frauen erhöhen, sowohl Kinder 
zu gebären als auch erwerbstätig zu sein, also gewis-
sermaßen zwei ökonomische Probleme mit einer Klap-
pe zu schlagen: das demographische und das Arbeits-
marktproblem; Bildungsinvestitionen sollen sich in 
einer Steigerung des sogenannten Humankapitals nie-
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derschlagen.“ Nicht das soziale Recht auf Schutz der 
Menschen vor Marktabhängigkeit, sondern „die Öko-
nomie“ bestimmt hier die Politik. Wer für zentrale Le-
bensrisiken, wie Krankheit, Alter und Arbeitslosigkeit 
Vorsorge treffen will, der soll das nun zunehmend „ei-
genverantwortlich“ über private Versicherungen tun.

In diese Richtung, so Kronauer, wirke auch die EU. 
Das Bekenntnis zur sozialen Gerechtigkeit hat sich 
nämlich nicht in institutioneller Ordnungstätigkeit aus-
gedrückt. Stattdessen wurde der Vorrang von Markt 
und Konkurrenz vor die politische Gestaltung von 
Wohlfahrt gestellt. Marktintegration ging dabei stets 
vor sozialer Inklusion. Das engagierte Votum des So-
zialrechtlers Eberhard Eichenhofer aber wies auch auf 
sozialpolitische fortschrittliche Einwirkungen der EU 
hin, sowie auf die Alternativlosigkeit einer europäi-
schen Regulierung des Wohlfahrtsstaats.

Neue Arbeitswelt

Das Paradigma der Ak-
tivierung spiegelt sich 
auch in der neuen Ar-
beitswelt wider, wie der 
Soziologe Ludwig Pon-
gratz aus seinen For-
schungen berichtete. 
Pongratz prägte dazu 
vor einigen Jahren den 
Begriff des „Arbeits-
kraftunternehmers“. In  
der Arbeitswelt der 
2000er Jahre wirkt das 
Leitbild der Selbstkont-
rolle, der Selbstrationali-
sierung und der Selbst- 
ökonomisierung und führt zur „Verbetrieblichung der 
Lebensführung“. Alles muss effizient sein, selbst 
die arbeitsfreie Zeit wird zum Auftanken für den Be-
rufsalltag. Die Trennung von Arbeits- und Privatwelt 
wird zunehmend aufgehoben und wie beim proleta-
rischen Arbeiter der beginnenden Industrialisierung 
wird wieder die gesamte Existenz des Arbeitenden 
durch den Wertschöpfungsprozess erfasst.

Dabei gilt, dass das von hoher Autonomie geprägte 
Format des Arbeitskraftunternehmers auch jene Ar-
beitsverhältnisse unter Druck setzt, die nicht selbst 
über Arbeitsabläufe oder -zeiten bestimmen können. 
Doch, so die Kritik im Laufe der Diskussion: Vielleicht 
ist auch der Begriff des „Arbeitskraftunternehmers“ 
selbst schon irreführend, weil er die Abhängigkeit des 
Arbeitenden nicht sichtbar macht.

Schließlich wäre da noch das Phänomen der Solo- 
Selbständigkeit, die in Deutschland in vielen Fällen 
kaum oder gar nicht sozial abgesichert ist. Eine ver-

änderte Arbeitsmarkpolitik aber auch Flexibilisierungs-
strategien von Unternehmen führten zu einem gro-
ßen Anstieg auf über 2,5 Millionen Selbständige ohne 
Mitarbeiter. Nur ein Viertel davon verdient geringfügig 
mehr als angestellte Arbeitnehmer, dafür verdienen 
aber drei Viertel weniger. Im Jahr 2014 etwa im unters-
ten Quartil durchschnittlich 4,19 Euro als Solo-Selb-
ständiger gegenüber sechs Euro als Arbeitnehmer.

Altersarmut

Es liegt nahe, dass, wer nur ein geringes Arbeitsein-
kommen erzielte, auch nur eine niedrige Rente er-
halten wird. Dazu forscht der Politikwissenschaftler 

Antonio Brettschneider. 
Er benannte mehrere 
strukturelle Risiken für 
die Notwendigkeit, im 
Alter Grundsicherung zu 
benötigen. Solo-Selb-
ständigkeit führt eben-
so häufig zu einer Unter-
versorgung im Alter wie 
die Familienorientie-
rung bei Frauen, späte 
Zuwanderung oder die 
Prägung durch den Um-
bruch in Ostdeutsch-
land. Die Rückführung 
des Rentenniveaus auf 
eine Basissicherung 

statt der vormaligen Orientierung an einer Lebens-
standardsicherung, führt für viele Gehaltsgruppen zu 
einer Rente unter dem Grundsicherungsniveau. Wer 
weniger als 2000 Euro im Monat verdient, wird nur 
noch eine Rente unterhalb der Höhe der Grundsi-
cherung erhalten. Mehrfach wurde im Laufe der Ta-
gung daran erinnert, dass der Rückbau des Renten-
versicherungssystems maßgeblich eine Folge der 
Finanzierung der deutschen Einheit durch die Sozial- 
kassen und damit einseitig durch die Arbeitnehmer  
gewesen sei.

Die Grünen-Landtagsabgeordneten Kerstin Celina 
konstatierte abschließend eine weitreichende Ten-
denz zur Entsolidarisierung, die es auch der Politik 
erschwere, Verteilungsfragen zu thematisieren und 
strukturelle Ungerechtigkeiten anzugehen. Sie beton-
te die Bedeutung der Bildungspolitik, zu deren sozi-
alpolitischer Bedeutung auch die Erziehungs- und 
Politikwissenschaftlerin Rita Nikolai auf der Tagung 
sprach. Sie dämpfte aber die Hoffnung, wonach Bil-
dungspolitik allein die neue Sozialpolitik sein könne. 
Stets müsste sie umfangreich flankiert werden, bei-
spielsweise durch eine kluge Wohnraumpolitik und 
natürlich durch ein Steuersystem, das die benötigten 
Ressourcen bereitstellen kann.

Michael Spieker

Antonio Brettschneider: „Viele 
Gehälter führen zu einer Rente 
unter dem Grundsicherungsni-
veau.“

Ludwig Pongratz prägte den Be-
griff des „Arbeitskraftunterneh-
mers“.
© Borasio / APB
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Verfolgung, Frustration und 
Fummelfeten
Die Betrachtung der schwierigen  
Geschichte der homosexuellen  
Emanzipation in Europa seit dem 
Zweiten Weltkrieg lässt manches  
Vorurteil auf der Strecke bleiben.

WER ERINNERT SICH NICHT an Major Stras-
ser aus dem Film „Casablanca“, gedreht im Kriegsjahr 
1942? Vorbild für diese Figur war der deutsche Diplo-
mat Theodor Auer, der von 1940 bis 1942 als General-
konsul des Deutschen Reichs in Casablanca fungierte. 
Seine homophilen Neigungen blieben insbesondere 
dem amerikanischen und britischen Geheimdienst 
nicht unbekannt, ja, die angelsächsischen Agenten 
versuchten sogar, Theodor Auer mit gefälschten Do-
kumenten als gefährlichen Homosexuellen darzustel-
len, um ihm in Berlin zu schaden. 1943 wurde Auer 
wegen Feindbegünstigung und Wehrkraftzersetzung 
verhaftet. 1953 wurde er wieder in den Auswärtigen 
Dienst aufgenommen und hatte bis zu seinem Tode 
mit Anklagen und Gerichtsprozessen mit Bezug auf 
seine Homosexualität zu kämpfen.

Strafbarkeit und Verfolgung

Anlass für die Tagung* „Verfolgung – Diskriminierung 
– Emanzipation. Homosexualität in Europa seit dem 
Zweiten Weltkrieg“ war die Beobachtung, dass zwar 
inzwischen die Geschichte der Homosexualität bis 
1945 relative wissenschaftliche Beachtung gefunden 
hat, jedoch für die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg 
eine umfangreiche Leerstelle besteht. Zudem wird in 
dieser Frage viel zu selten der Blick über den nationa-
len Tellerrand gewagt. Dieser aber lohnt, auch wenn 
dabei oftmals liebgewordene Vorurteile auf der Stre-
cke bleiben. So waren etwa homosexuelle Handlun-
gen von Männern in der Bundesrepublik oder Groß-
britannien verboten. In katholischen Staaten wie 
beispielsweise Frankreich oder der Volksrepublik Po-
len waren sie erlaubt. Dies bedeutete aber noch lan-
ge nicht, dass man als homosexueller Mann in Po-
len das Paradies auf Erden fand, wie Markus Pieper 
(Europa-Universität Viadrina Frankfurt/Oder) betonte. 
Anders als im sozialistischen Nachbarstaat DDR, wo 
es seit den 1970er Jahren sehr langsam zu einer ge-
wissen Emanzipation der Homosexuellen kam, hat-
ten gleichgeschlechtlich liebende Männer in Polen 
noch Mitte der 1980er Jahre mit massiven Polizei-

razzien zu kämpfen. Zwischen der Strafbarkeit einer 
Handlung und ihrer polizeilichen Verfolgung können 
also Welten liegen.

Theorie und Praxis

Überhaupt die DDR: Zwar gerierte sich das Land 
nach 1949 weitaus liberaler als die Bundesrepub-
lik, doch, so erläuterte Andrea Rottmann (University 
of Michigan, Ann Arbor) anhand von Einzelfällen des 
„schwul-lesbischen Milieus“ in der DDR, sah die Re-
alität oft anders aus. So erschien die Kommunistin 
und „antifaschistische“ Widerstandskämpferin Hil-
de Radusch aus Berlin, die durch Aussehen und Le-
benswirklichkeit nicht den traditionellen Geschlechts-
mustern entsprach, ihren männlichen Vorgesetzten 
als „zu intelligentes und zu gefährliches Weib“. Ihre 
Entlassung aus einer Kommunalbehörde wurde des-
halb Ende der 1940er Jahre durch Entwendungen aus 
ihrem Büro von langer Hand vorbereitet. Lesbische 
Frauen hatten es, so Maria Borowski (Technische Uni-
versität Berlin), in der frühen DDR ausgesprochen 
schwer, eine Partnerin zu finden. Während männliche 
Homosexuelle sich Nischen in Kneipen, Cafés und an 
öffentlichen Plätzen erkämpfen konnten, hatten Frau-
en wenige Möglichkeiten, andere Frauen kennenzu-
lernen. Kulturaktivitäten, so etwa Theater- oder Tanz-
gruppen, bildeten hier eine Ausnahme.

Die Wörner-Kießling-Affäre

Aber auch in der Bundesrepublik hatte man bis in die 
späten 1960er Jahre hinein in besonderem Maße auf 
der Hut zu sein. So musste sich der bereits erwähn-
te Theodor Auer, wie Rudolf Muhs (University of Lon-

Gedenktafel für die homosexuellen Opfer des Nationalsozialismus 
in der KZ-Gedenkstätte  Sachsenhausen
© Txl gkhs / wikimedia commons CCO 3.0

* In Kooperation mit der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster
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don) aufzeigte, davor hüten, öffentlich zu bekennen, 
was eigentlich viele wussten, um einer Entlassung 
aus dem Auswärtigen Dienst zu entgehen. Solange 
er sich an diese ungeschriebene Regel hielt, wurde 
er auch in den 1950er und 1960er Jahren vom Amt 
unterstützt. Der bekannte Staatsanwalt Fritz Bauer 
wiederum, der während eines Aufenthaltes in Dä-
nemark in den Blick der auch dort homophoben Po-
lizeibehörden geriet, hatte größte Mühe, sich einem 
Prozess zu entziehen, erläuterte Werner Renz (Fritz 
Bauer Institut, Frankfurt/Main). Dies gelang erst Jah-
re später z.B. dem westdeutschen Vier-Sterne-Gene-
ral und stellvertretenden NATO-Oberbefehlshaber Eu-
ropa, Günter Kießling, dem man Anfang der 1980er 
Jahre Erpressbarkeit aufgrund seiner homosexuel-
len Neigungen vorwarf, weshalb er flugs vom damali-
gen Verteidigungsminister Manfred Wörner entlassen 
wurde. Kießling, so berichtete Norman Domeier (Uni-
versität Wien), habe daraufhin erfolgreich den Weg in 
die Öffentlichkeit gesucht und konnte so seine Wie-
deraufnahme in die Bundeswehr erwirken.

Diskriminierung in der Armee

Die westdeutsche Armee war jedoch noch sehr lan-
ge durch Homophobie geprägt. Erst 1984 war im Ge-
folge der Wörner-Kießling-Affäre anerkannt worden, 
dass eine homosexuelle Veranlagung kein Dienstver-
gehen sei. Doch wurden bis zum Jahr 2000 Homose-
xuelle nicht zu Offizieren befördert. Zugleich wurden 
homosexuelle Vorfälle als vermeintliche „Ausrutscher“ 
gewertet, wenn sie unter Alkoholeinfluss stattfanden. 
Damit konnte die Bundeswehr, so Klaus Storkmann 
(Zentrum für Militärgeschichte und Sozialwissenschaf-
ten der Bundeswehr, Potsdam), der von ihr seit den 
1970er Jahren verfolgten Maxime treu bleiben, homo-
sexuelle Soldaten nur dann zu bestrafen und zu entlas-
sen, wenn sie ihre Sexualität nicht völlig im Geheimen 
auslebten oder keine anderen scheinbaren „Entlas-
tungsgründe“ wie Alkoholkonsum vorzuweisen hatten.

Säuberungswellen

Die britische Armee war sogar weit radikaler bei der 
Verfolgung von Homosexuellen als die Bundeswehr. 
Mit großem Aufwand wurden, wie Michael May-
er (Akademie für Politische Bildung) erläuterte, seit 
Ende der 1960er Jahre gleichgeschlechtlich lieben-
de Soldatinnen und Soldaten aufgespürt, vor ein Mi-
litärgericht gestellt oder, wo sich nicht genügend Hin-
weise fanden, einfach als untauglich entlassen. Die 
Säuberungswelle jener Jahre war dabei eine direkte 
Folge der Liberalisierung des britischen Sexualstraf-
rechts 1967, das aber in der Armee keine Anwendung 
fand. Vielmehr sollte die britische Truppe, die durch 
eine vermeintlich permissive Zivilgesellschaft unter 
Druck geraten war, gegen die „Gefahren“ immuni-
siert werden, die aus dem zivilen „Lotterleben“ her-

rührten. Erst im Verlauf der 1980er Jahre endete die 
Verfolgung. Doch noch 1999 entließ die britische Ar-
mee 300 Soldaten, bevor im Folgejahr das Verbot für 
gleichgeschlechtlich orientierte Angehörige der Ar-
mee auf Druck des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte aufgehoben wurde.

Überkommene Feindbilder

In Deutschland bedeuteten die 1970er Jahre bereits 
eine Zeitenwende für homosexuelle Frauen und Män-
ner. Gleichgeschlechtliche Liebe unter Erwachsenen 
war seit 1969 in der Bundesrepublik nicht mehr ver-
boten, die DDR war bereits 1968 in dieser Frage vo-
rangeschritten. Dies gestattete den Menschen, be-
freiter denn je eine eigene Subkultur zu leben und, 
so Andreas Pretzel (Magnus-Hirschfeld-Gesellschaft 
e.V., Berlin), mit neuen Formen von Sexualität, darun-
ter die bekannten Fummelfeten, zu experimentieren.

Die 1980er Jahre bedeuteten dabei mit dem Auf-
kommen der Immunschwächekrankheit AIDS einen 
jähen Einbruch in der Normalisierungsphase, erläu-
terte Michael Schwartz (Institut für Zeitgeschichte, 
Berlin). Medienkampagnen, etwa der BILD-Zeitung, 
zauberten plötzlich wieder überkommene Feindbil-
der, so der „gefährliche promiskuitive Schwule“, aus 
der Mottenkiste hervor. Doch genauso schnell ver-
schwanden die Bilder wieder Ende der 1980er Jahre, 
die Integration von Schwulen und Lesben wurde wei-
tergeführt. Dies zeigte sich etwa daran, dass die ur-
sprünglich von homosexuellen Betroffenen gegründe-
te Deutsche Aidshilfe e.V. mit Hilfe staatlicher Gelder 
und in enger Zusammenarbeit mit der Bundeszent-
rale für gesundheitliche Aufklärung eine erfolgreiche 
Kampagne durchführen konnte, um Menschen vor ei-
ner AIDS-Ansteckung zu bewahren, die Homosexuel-
le wie Heterosexuelle gleichermaßen betraf.

Michael Mayer

Schwulen- und Lesbenparade in Amsterdam
© misign / pixabay
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Der Bildungsenthusiast 
wird uns fehlen

Unser Gründungskurator  
Dr. h.c. Wilhelm Ebert ist im  
Alter von 94 Jahren gestorben. 

„LANGJÄHRIGES MITGLIED unseres Kurato-
riums“. Eine solche Umschreibung des Wirkens von  
Dr. h.c. Wilhelm Ebert wäre eine starke Untertrei-
bung. Natürlich – Wilhelm Ebert gehörte unserem 
Kuratorium von dessen konstituierender Sitzung am 
9. September 1957 bis zu seinem Tod am 28. Juni 
2017 an. Aber er war für die Akademie weit mehr als 
„nur“ Kuratoriumsmitglied. Wilhelm Ebert war ana-
lytisch denkender Ideengeber und streitbarer Mit-
begründer der Akademie für Politische Bildung, auf-
merksamer und unbestechlicher Wegbegleiter und 
ein den Menschen zugewandter und verblüffend viel-
seitiger Bildungsenthusiast. Die Akademie für Politi-
sche Bildung verdankt Wilhelm Ebert viel. Er unter-
stützte konsequent die Umsetzung des gesetzlichen 
Auftrags der Akademie als überparteiliches und über-
konfessionelles Forum für Politik, Wissenschaft und 
Gesellschaft, als Kompetenzzentrum für politische 
Bildung sowie als bestens vernetzte Forschungsein-
richtung. Sein Tod in dem Jahr, in dem sich das Bay-
erische Landesgesetz zur Errichtung einer Akademie 
für Politische Bildung zum 60. Mal jährt, ist auch für 
die Akademie ein Einschnitt.

Früher Wegbegleiter

Wilhelm Ebert war an den Vorüberlegungen zur Aka-
demiegründung beteiligt – bis hin zum Entwurf des 
Akademiegesetzes. Nicht zuletzt die „Äquidistanz“ 

der Akademie zu allen politischen Parteien war ihm 
ein wichtiges Anliegen. Darin war er sich mit dem spä-
teren Kuratoriumsvorsitzenden Karl Böck, von dem 
diese Charakterisierung ursprünglich stammte, völlig 
einig. Herr Ebert nahm als Vertreter des Bayerischen 
Lehrer- und Lehrerinnenverbands (BLLV) bereits an 
der ersten Tagung des sogenannten Grünwalder Ar-
beitskreises teil, auf der namhafte Wissenschaftler, 
Pädagogen, Politiker und Beamten auf Initiative des 
SPD-Fraktions- und Landesvorsitzenden Waldemar 
von Knoeringen im Juli 1955 darüber berieten, wie 
die politische Bildung im Freistaat Bayern institutio-
nell verankert werden sollte.

Wilhelm Ebert war jedoch nicht nur Interessensver-
treter, sondern hatte auch Anteil am Zustandekom-
men der damaligen bayerischen Regierungskoaliti-
on  aus SPD, Bayernpartei, Gesamtdeutscher Block/
Bündnis der Heimatvertriebenen und Entrechteten 
(GB/BHE) und FDP (Dezember 1954 bis Oktober 
1957). Inhaltlich trug er vor allem zu deren schulpo-
litischer Ausrichtung maßgeblich bei. Auch nach dem 
vorzeitigen Ende der Viererkoalition kämpfte der „be-
gnadete Netzwerker“ (so unser früherer Akademie-
dozent Jürgen Weber in seiner im Akademiereport 
2/2013 erschienenen Buchbesprechung zu Wilhelm 
Eberts zweibändiger Autobiographie: „Mein Leben 
für eine pädagogische Schule. Im Spannungsfeld von 
Wissenschaft, Weltanschauung und Politik, Klinkhardt 
Verlag 2009) für sein Ziel – das Ende der sog. Kon-
fessions- bzw. Bekenntnisschule als Regelschule und 
die Durchsetzung der „Gemeinschaftsschule“, also 
der Volksschule als gemeinsamer Schule aller Kin-
der. Es war Wilhelm Ebert, dem es in der damaligen 
heftigen öffentlichen Debatte gelang, zwischen der 
CSU-geführten Bayerischen Staatsregierung und der 
Opposition zu vermitteln und zu erreichen, dass sich 

Wilhelm Ebert (Mitte) zusammen mit Akademiegründer Waldemar 
von Knoeringen (links)
© BLLV-Archiv

Wilhelm Ebert (links) war stets ein Verfechter der Interessen der 
bayerischen Lehrerinnen und Lehrer und im Einsatz für eine chan-
cengerechte Bildungspolitik – hier im Gespräch mit dem damali-
gen bayerischen Kultusminister und langjährigem Vorsitzenden 
unseres Kuratoriums Prof. Dr. Hans Maier.
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Regierung und Opposition zu gemeinsamen Verhand-
lungen bereit erklärten. Die endgültige Überwindung 
der konfessionellen Trennung der Volksschulen in Bay-
ern erfolgte dann durch einen Volksentscheid mit an-
schließender Verfassungsänderung, die am 1. August 
1968 in Kraft trat.

Vielfältige Funktionen

Eberts Lebensmottos waren Zivilcourage und Frei-
heit. Die Forderung, beides gerade auch Lehrkräften 
zuzugestehen, mag heute niemanden mehr erstau-
nen. Aber dass aus dieser Forderung eine vermeint-
liche Selbstverständlichkeit werden konnte, dazu 
leistete Wilhelm Ebert einen wichtigen Beitrag in 
Bayern, in Deutschland und sogar weltweit. Schließ-

lich war er nicht nur von 1955 bis 1962 sowie von 
1967 bis 1984 Vorsitzender des BLLV, sondern außer-
dem von 1974 bis 1993 Vorsitzender der Verbands Bil-
dung Erziehung (VBE) sowie von 1975 bis 1978 Prä-
sident des Weltverbandes der Lehrerorganisationen 
(WCOTP), dessen Pariser Büro er außerdem von 
1958 bis 1970 leitete. In diesen Funktionen verfolg-
te er natürlich verschiedenste Anliegen. Besonders 
wichtig war ihm jedoch immer die Akademisierung 
der Lehrerbildung. Nach seiner tiefen Überzeugung 
konnte eine fachlich wie pädagogisch höchst versier-
te Lehrerschaft dem Untertanengeist, der gerade in 
den 1950er Jahren noch in den Schulen herrschte, 
den Boden entziehen. Dass Wilhelm Ebert sich in al-
len bildungs- und schulpolitischen Fragen bestens 
auskannte und ein untrügliches Gespür für politische 
Konstellationen hatte, versteht sich fast von selbst. 
Aber auch Gespräche mit ihm über technologische 
Innovationen, Probleme der Physik oder Entwicklun-
gen in den Neurowissenschaften waren für seine Ge-
sprächspartner immer eine intellektuelle Herausfor-
derung und eine Bereicherung.

Sachverstand und Humor

In seiner im Jahr 2009 erschienenen Biografie schrieb 
Wilhelm Ebert auf Seite 273 über das Kuratorium der 
Akademie für Politische Bildung: „Seit langem bin 
ich nun das älteste Mitglied dieses erlauchten Gre-
miums, ich fühle mich dabei weiterhin als Demo-
krat gefordert.“ Wie gern hätten wir seinen Sachver-
stand, seine Menschlichkeit und seinen Humor noch 
länger an unserer Seite gewusst. Wir verneigen uns 
vor einer großen Persönlichkeit und trauern um einen 
väterlichen Freund. Wilhelm Ebert hinterlässt eine  
große Lücke.

Ursula Münch

Wilhelm Ebert kurz nach seinem 90. Geburtstag beim Sommerfest 
der Akademie im Jahr 2013 zusammen mit Direktorin Ursula Münch
© APB-Archiv

Personelle Veränderungen im Beirat der Akademie

Aus dem Beirat ausgeschieden sind: Klaus Drausch-
ke, Dr. Hannemor Keidel, Dr. Jürgen Busse, Bun-
desminister Alexander Dobrindt, MdB sowie Prof. 
Dr. Egon Endres. 

Wir bedanken uns für die gute und engagierte 
Zusammenarbeit in den letzten Jahren und für 
zahlreiche Denkanstöße zur Arbeit der Akademie.

Neu im Beirat sind: Jörg Ammon (Bayerischer 
Landes-Sportverband), Prof. Dr. Eugénia da Con-
ceição-Heldt (Hochschule für Politik München), Lie-
selotte Feller (Frauenverbände), Dr. Johann Keller 
(Kommunale Spitzenverbände), Andreas Scheuer, 
MdB (CSU) sowie Prof. Dr. Hermann Sollfrank (Bay-
erische Universitäten und Hochschulen).

Wir begrüßen die neuen Mitglieder ganz herz-
lich und freuen uns auf eine konstruktive Zusam-
menarbeit und neue Impulse und Ideen.

P E R S O N A L I A  
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Ein Freund und Förderer von Druckwerk und  
„schwarzer Kunst“
Am 31. Juli kann der frühere Assistent 
Gerhard Kullmer seinen 90. Geburts-
tag feiern. Von 1959 bis 1965 hat sich 
„der Mann der Akkuratesse“ um den 
Aufbau der Akademiebibliothek  
besondere Verdienste erworben.

NACH DEM STUDIUM der Geschichte, Germanis-
tik und Anglistik an den Universitäten Mainz und Frei-
burg i.Br. trat er im März 1959 in den Dienst der Akade-
mie ein. Hier war er vor allem mit Aufbau und Leitung 
der Akademiebibliothek betraut worden. Trotz seiner 
als prekär einzustufenden Beschäftigungssituation 
(ausschließlich kurzfristige Verträge von teils nur zwei-
monatiger Dauer), ist es Kullmer auch unter schwie-
rigsten Bedingungen gelungen, eine solide Basis für 
den Auf- und Ausbau der gut sortierten und inzwischen 
auf stattliche 45.000 Einheiten angewachsenen Akade-
miebibliothek zu legen.

Am Beginn der Akademiearbeit im Oktober 1958 
war die notwendige Literatur allenfalls rudimentär 
vorhanden. Auch mangelte es an Regalen und an ei-
nem vernünftigen Arbeitsplatz für den „Gründungsbi-
bliothekar“. Als er 1965 die Akademie verließ, umfass-
te deren Bibliothek bereits rund 10.000 Bände sowie 
ca. 100 Zeitschriften.

Tagungen für Bibliothekare

Der akademisch gebildete Bibliothekar und Assistent 
Kullmer war auch maßgeblich an den Fachtagungen für 
die Vertreter seiner Zunft beteiligt. „Politische Bildung 
durch das Buch – Aufgabe und Möglichkeiten“ nannte 
sich die erste aus einer ganzen Reihe von erfolgreichen 
Tagungen für Bibliothekare im Jahr 1961 (siehe Akade-
mie-Report 2/17). Diese „Tutzinger Gespräche“ haben 
sich bis zu ihrer Einstellung 1971 in bibliothekarischen 
Fachkreisen größter Wertschätzung erfreut.

Als sein Gesellenstück 
auf dem Feld der ver-
antwortlichen Schrift-
leitung von Akademie-
publikationen könnte 
man die 1961 erschie-
nene Bücherkunde „Po-
litische Bildung durch 
das Buch“ bezeichnen. 
Der Band enthält bib-
liografische Daten, kur-
ze Inhaltsangaben und 
Würdigungen von an-
nährend 380 Titeln, die 
vom Kollegium der Aka-
demie ausgewählt und 
besprochen wurden. 
Hierzu hat allein Kullmer stolze 51 Rezensionen bzw. 
Annotationen beigesteuert. 

Kullmer zeichnete sich durch wissenschaftliches 
Interesse sowie ein außerordentliches Maß an Ge-
nauigkeit und Zuverlässigkeit aus. Zudem verfüg-
te er über vorzügliche Kenntnisse des Verlags- und  
Buchwesens.

Spätere Stationen

Da es für ihn auf Dauer keine auskömmliche Planstelle 
gab, verließ Kullmer 1965 die Akademie. Er wechselte 
nach Bonn (bis 1969) zum Bundesverband Deutscher 
Zeitungsverleger (BDZV). Seine weiteren beruflichen 
Stationen führten ihn zurück nach München: Süddeut-
scher Verlag, Bayerische Staatszeitung und Bayeri-
scher Staatsanzeiger. Von 1966 bis 2001 bekleidete er 
das Amt des Geschäftsführers der Stiftervereinigung 
der Presse e.V. in Bonn und München. In kirchlichen 
Ehrenämtern seiner Gemeinde Eichenau ist er bis heu-
te tätig. Möge er dies und vieles anderes auch weiter-
hin tun können. Dafür alle guten Wünsche aus Tutzing:  
Ad multos annos!

Steffen H. Elsner

Der frühere Akademiebibliothe-
kar Gerhard Kullmer konnte sei-
nen 90. Geburtstag feiern.
© privat
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Prominente Gäste beim Sommerfest

20 neue Positionen
Zum 28. Mal stellen Künstlerinnen der 
GEDOK München in der Akademie aus.

KULTURELLE GEGENSÄTZE, der Sprung aus 
der geordneten Reihe, das Überwinden von Grenzen 
und Oberflächen – mit diesen und anderen Themen 
setzen sich die 20 Künstlerinnen auf höchst kreative 
und unterschiedliche Weise auseinander.

Häufiger als in den Jahren zuvor themati-
sierten die Künstlerinnen die aktuelle politi-
sche Lage, vor allem den Krieg in Syrien, die 
Angst vor Terroranschlägen des sogenannten 
Islamischen Staates und das Elend der Flücht-
linge. Michael Schröder eröffnete die Ausstel-
lung in Vertretung der Direktorin und betonte, 
dass diese Themen auch die Akademie leider 
zunehmend beschäftigen: „Das ist ein Beleg 
dafür, wie eng Kunst und Politik oftmals ver-
flochten sind, vor allem wenn sich die Künstle-
rinnen auch politisch verstehen.“. Kunst müsse 
nicht immer allen gefallen, rege aber auf jeden 
Fall zum Gespräch, zu Fragen, Diskussionen 
und Interpretationen an. „Insofern passen sie 
gut in unser Haus“, sagte Schröder.

Die neue GEDOK-Vorsitzende Friedel 
Schreyögg sagte, die Arbeit der größten in-
terdisziplinären Künstlerinnenorganisation in  

Deutschland diene dem Ziel, „eine Hälfte der 
Menschheit sichtbar, hörbar, wahrnehmbar zu ma-
chen“. Museen wirkten noch immer als Ausdruck ei-
ner Jahrhunderte währenden männlichen Dominanz, 
für die Gleichstellung der Frauen im Kunstbetrieb sei-
en Kooperationen wie die zwischen GEDOK und der 
Akademie essenziell. Bis zum Juni 2018 ist die neue 
Ausstellung zu den üblichen Öffnungszeiten der Aka-
demie zu besichtigen.

MS

Sie feierten zusammen mit über 400 Gästen 
an einem lauen Sommerabend im Akademie-
park (von links nach rechts): der Landtagsab-
geordnete Klaus Stöttner (CSU), Patricia Rie-
kel (Ex-Chefredakteurin der BUNTE), Helmut 
Markwort (Mitherausgeber des FOCUS), der 
ehemalige bayerische Wirtschaftsminister Mar-
tin Zeil (FDP), unser Kuratoriumsmitglied und 
Landtagsabgeordnete Ute Eiling-Hütig (CSU), 
Akademiedirektorin Ursula Münch, der Starn-
berger Landrat Karl Roth, die Vorsitzende der 
Hanns-Seidel-Stiftung und stellvertretende Vor-
sitzende unseres Kuratoriums Ursula Männle, 
die Ehefrau von Rudolf Mellinghoff, die Vorsit-
zende der BayernSPD Natascha Kohnen, MdL, 
der Präsident des Bundesfinanzhofs Rudolf 
Mellinghoff, Generalkonsul Sugandh Raja-
ram (Indien), Generalkonsul Renato Gianfara-
ni (Italien), der ehemalige Spitzenkandidat der 
BayernSPD Franz Maget, die frühere Bundes-
justizministerin Sabine Leutheusser-Schnar-
renberger (FDP), der Bundestagsabgeordnete 
Klaus Barthel (SPD) und der Landtagsabgeord-
nete Otmar Bernhard (CSU).

Gruppenbild mit Mann: Dozent Michael Schröder (Mitte) im Kreis der 
Künstlerinnen
© Haas / APB
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Politische Theorie

Geschichte der Utopie
Eine Einführung

UTOPIEN sind Gedankenexperimente und kritische Spiegelbilder der 
historischen Wirklichkeit. Diese Einführung liefert einen Überblick zur Ge-
schichte der Utopie und stellt ihre wichtigsten Entwürfe sowie ihre we-
sentlichen Merkmale, Ziele und Funktionsweisen vor. Auf diese Weise 
ergibt sich ein klares und konturenreiches Bild einer der einflussreichs-
ten Denkströmungen der abendländischen Tradition. Das Studienbuch 
diskutiert den Utopiecharakter von den antiken Mythen des Goldenen 
Zeitalters über die Klassiker der Frühen Neuzeit bis hin zu den Schre-
ckensvisionen und den ökologischen und feministischen Modellen des 
20. und 21. Jahrhunderts. . Es erscheint wegen der großen Nachfrage 
jetzt in einer 2., überarbeiteten und aktualisierten Auflage.

Behandelt werden unter anderem Platon, Joachim von Fiore, Thomas 
Morus, Francis Bacon, Tommaso Campanella, J. G. Schnabel, William 
Morris und George Orwell.

Thomas Schölderle

Geschichte der Utopie 
Eine Einführung. 

2., überarbeitete und aktua-
lisierte Auflage. 

Böhlau, Köln / Weimar / Wien 
2017

ISBN: 978-3-8252-4818-5, 
211 Seiten, 17,99 Euro

Rezensionsstimmen zu:

Utopia und Utopie
Thomas Morus, die Geschichte der Utopie und die Kontroverse 
um ihren Begriff

Thomas Schölderle (Hrsg.), Nomos, Baden-Ba-
den 2011, ISBN 978-3-8329-5840-4, 540  Sei-
ten, brosch., 64,00 Euro

„hervorragend recherchierte und argumen-
tierte Arbeit... eine Arbeit, die als Meilenstein 
in der Forschung zur Utopie gelten muss und 
mit ihrer Verbindung literaturwissenschaftlicher 
und politik- und sozialwissenschaftlicher Me-
thoden ein Modell geglückter Interdisziplina-
rität darstellt. Die in dieser Untersuchung vor-
genommene Nutzung von Morus‘ Utopia und 
ihrer Tradition für eine Begriffsbestimmung der 
Utopie überzeugt in jeder Hinsicht.“

Wolfgang G. Müller,  
Literaturwissenschaftliches Jahrbuch 2012

„in jeder Hinsicht gewichtige Studie... beein-
druckendes Werk... eine mustergültige wissen-
schaftliche Arbeit... Utopia und Utopie hat nicht 
nur das Zeug dazu, ein neues Standardwerk zu 
werden, es ist dem Buch recht eigentlich zu wün-
schen, dass es diesen Status schnell erreicht.“

Simon Spiegel, Quarber Merkur Nr. 113/2012

„Neu und verdienstvoll ist die umfassende Be-
gründung auf der formalen, inhaltlichen, funk-
tionalen und intentionalen Ebene des klassi-
schen Ansatzes, die in der Forschungsliteratur 
ihres Gleichen sucht... selbst dort, wo der Le-
ser den Spuren Schölderles nicht folgen kann, 
schimmert die Qualität dieser Untersuchung 
durch, weil sie ihn zwingt, die Prämissen seiner 
eigenen Paradigmen zu überprüfen. Darüber hi-
naus ist sie ein wichtiger Beitrag zur Standort-
bestimmung der Utopieforschung im deutsch-
sprachigen Raum.“

Richard Saage,  
Politische Vierteljahreschrift (PVS) Nr. 3/2012

„Als Meister seines Themas erweist sich der 
Autor besonders in den sensibelsten Teilen des 
Buches, der methodisch-problemgeschichtli-
chen Einleitung und den Schlußausführungen 
über ›Utopia und die Aktualität utopischen Den-
kens‹.“

Matthias Wolfes,  
Das Historisch-Politische Buch Nr. 3/2013
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Akademie-Veranstaltungen  
im Spiegel der Medien

© ANDREAS HERMSDORF / PIXELIO.DE

Süddeutsche Zeitung, 30. Mai 2017

Auf Wachstumskurs
DIE AKADEMIE für Politische Bildung muss mit ih-
ren Themen immer wieder auf gesellschaftliche Ent-
wicklungen reagieren – inzwischen bietet sie Tagun-
gen in ganz Bayern an.

Der Münchner Amoklauf versetzt am 22. Juli 2016 
eine Millionenstadt in den vorübergehenden Ausnah-
mezustand. Twitter, Facebook und vor allem Whats-
app schaffen eine brisante Nachrichtensituation, der 
Polizei und Medien kaum noch Herr werden können. 
Leben wir in einer „hysterischen Mediengesellschaft“, 
in der soziale Netzwerke als virtuelle Brandbeschleu-
niger wirkten? Oder war es gar Panik, die zu einer 
„Desorientierung durch Angst“ führte? Mehr als 60 
Menschen sitzen im Saal eines Hotels in Bayreuth 
und diskutieren mit Marcus da Gloria Martins, dem 
Pressesprecher des Münchner Polizeipräsidiums, und 
mit Journalisten, die in der Amoknacht im Einsatz wa-
ren.

Lehrer sind im Saal, Medienvertreter, auch Polizis-
ten. Veranstalter der Tagung ist die in Tutzing behei-
matete Akademie für Politische Bildung. Viel ist an 
diesem Tag von Medienkompetenz die Rede. Auch 
die gehört zur politischen Bildung. „Was bedeutet 
dieser neue Strukturwandel von Öffentlichkeit nun für 
die Demokratie und politische Kommunikation?“ fragt 
Tagungsleiter Michael Schröder. „Und wie verändert 
sich private Kommunikation, wenn sie immer öffentli-
cher und damit politischer wird?“

Die Akademie selbst ist Teil dieser öffentlichen Kom-
munikation, ist auf Twitter, Facebook, Youtube, Flickr, 
Instagram und Storify aktiv.

In den sechzig Jahren ihres Bestehens hat die Aka-
demie immer neu auf gesellschaftliche Entwicklung 
reagieren müssen. Sie ist dabei in die Breite gegan-
gen – inhaltlich, aber auch ganz wortwörtlich geogra-
fisch. Eine Tagung in Bayreuth ist längst keine Beson-
derheit mehr. Etwa jede achte Veranstaltung findet 
nach Angaben des Organisationsreferenten Manfred 
Schwarzmeier nicht in Tutzing, sondern in den baye-
rischen Regierungsbezirken statt – zuweilen auch in 
anderen Bundesländern oder gar im europäischen 
Ausland. 2015 beispielsweise führte die Akademie 26 
Außenveranstaltungen durch: vier in Mittelfranken, je-
weils drei in Oberfranken, Unterfranken und Nieder-
bayern sowie eine in Schwaben. Die meisten dieser 
Außenveranstaltungen gab es jedoch in Oberbayern. 
„So erreichte die Akademie außerhalb Tutzings ins-
gesamt 2700 Teilnehmer – fast doppelt so viele wie 
noch vor zehn Jahren“, bilanziert Schwarzmeier…

… Seit 2011 leitet Ursula Münch die Einrichtung. 
Die Statistik zeigt, wie rasant sich das Tutzinger Ange-
bot mit dem Bau des neuen Hörsaals entwickelt hat. 
Zwischen 2007 und 2010 bewegte sich die Zahl aller 
Veranstaltungen zwischen 108 und 120. Im Jahr 2011 
konnten bereits 138 Veranstaltungen durchgeführt 
werden, teils schon im neuen Auditorium. Der Trend 
setzte sich fort: 156 Tagungen in den Jahren 2012 und 
2013, 168 im Jahr 2014, 165 im Jahr 2015. 2016 gilt als 
das bisherige Rekordjahr mit insgesamt 184 Veranstal-
tungen. Auch die Teilnehmerzahlen sind in den vergan-
genen Jahren kontinuierlich angestiegen, der Höchst-
stand lag im vergangenen Jahr bei 9900 Gästen…

Martin Bernstein
(siehe Seite 16)
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Nordbayerischer Kurier, 15. Mai 2017

Die sozialen Medien als Brandbeschleuniger

SERIÖSER, fundierter Journalismus ist immer noch 
gefragt. Als in der Münchner Amoknacht im Juli 2016 
die Nutzer von Twitter und Facebook durch die zahlrei-
chen widersprüchlichen und Angst machenden Mel-
dungen komplett verwirrt waren, haben sie sich bei 
den seriösen Journalisten gemeldet, um herauszufin-
den, was wirklich passiert ist. Das erzählt Martin Bern-
stein, Polizeireporter der „Süddeutschen Zeitung“ in 
München. „Das macht Hoffnung für die nächsten 
Jahre“, sagt der Reporter, der auch in unüberschau-
baren Situationen, in denen großer Informationsdruck 
herrscht, auf verifizierte Meldungen setzt. Seine Leh-
re aus dem Münchner Amoklauf: „Wir Journalisten 
müssen unser Handwerk so machen, wie wir es ge-
lernt haben. Nur das Werkzeug ist heute ein anderes, 
ändert sich ständig.“…

... Der Amoklauf in München dient dabei als 
Beispiel für die Wirkung der Sozialen Me-
dien. Damals hätten Facebook, Twitter und 
Whatsapp mit ihrer Echtzeitkommunikation 
wie Brandbeschleuniger gewirkt und aus 

einem Funken eine Feu-
ersbrunst gemacht, 
sagt Tagungsleiter Mi-
chael Schröder. Die 
gefühlte Bedrohung 
sei größer gewesen 
als die echte. „Das 
alles geschah vor-
bei an den klassi-
schen, professio-
nellen Filtern der 
Massenmedien.“

Als „Ausnahmezustand in der Redaktion“ schil-
dert die Leiterin der BR-„Rundschau“, Anja Miller, die 
Amoknacht. Ihre Redaktion habe daraus gelernt, in 
solche Situationen erst einmal Ruhe hineinzubringen 
und dann mit fundierten Informationen zu arbeiten.

„Wir wollen eine Instanz sein, auf die man sich ver-
lassen kann.“ Nach der Amoknacht sei eine Verifika-
tions-Einheit gegründet worden, um im Ernstfall Brea- 
king News und die entsprechenden Bilder für das 
BR-Fernsehen zu checken. „Bei uns sitzen inzwi-
schen auch die Social-Teams mit den ganz regulären 
Nachrichtenleuten in einem Zimmer“, berichtet sie.

„Der Begriff Fake News stört mich“, sagt der Pres-
sesprecher der Münchner Polizei, Marcus da Gloria 
Martins. Es habe zwar damals punktuell in den So-

zialen Netzen Falschmeldungen gegeben, aber auch 
73 Hinweise auf „Phantom-Tatorte“. „Das waren ech-
te Notrufe. Die Menschen hatten massive Wahrneh-
mungsprobleme, eine Desorientierung durch Angst“, 
sagt da Gloria Martins. Niemand habe sich damit 
wichtigmachen wollen. Im Hofbräuhaus habe bei-
spielsweise ein Kellner ein Tablett fallen lassen. Da-
raufhin seien Menschen durch die geschlossenen 
Fenster gesprungen. „Da sehen Sie mal, was Angst 
aus Menschen macht.“ Die Sozialen Netzwerke seien 
nun mal da, also müsse man damit umgehen. „Sie 
geben auch ein Bestimmungsbild: Wie sehr bewegt 
etwas die Menschen?“ Was fehle, sei Medienkompe-
tenz: „Die Nutzer müssen wissen, was gewisse Mel-
dungen auslösen können.“

„Solche Taten funktionieren nicht ohne Publikum“, 
betont Viktoria Roth vom Institut für interdisziplinä-
re Gewaltforschung an der Universität Bielefeld. Sie 
hat über „das Phänomen Amoklauf und die Rolle der 
Medien“ geforscht. Für Täter spiele das Internet die 
entscheidende Rolle. Dort könnten jede Menge Infor-
mationen über frühere Amokläufe beschafft werden, 
außerdem sei es unentbehrlich, um die eigene Bot-
schaft zu hinterlassen.

Der Amoklauf an der Columbine High School 1999 
sei der Beginn der medialen Inszenierung solcher Ver-
brechen gewesen. Die beiden Täter hätten umfangrei-
ches Medienmaterial zusammengestellt; sie wollten 
Nachahmer gewinnen. Die Bezeichnung „Revolution 
ausgestoßener Schüler“ haben viele nachfolgende 
Täter übernommen. „Es ist die Blaupause dafür, wie 
publikumswirksam solche Bluttaten inszeniert wer-
den können.“ Roth appelliert an die Medien, diese Tä-
ter nicht mehr hervorzuheben. Besonders nicht mit 
deren Identität, mit Fotos. 

Nicht eine hysterische Mediengesellschaft, sondern 
eine Gesellschaft in Panik sieht der Berliner Medien-
psychologie-Professor Daniel Salber. Es gehe heu-
te darum, immer mehr zu bekommen: „Alles haben 
wollen, in alle Rollen schlüpfen, alles sein. Alles per-
fekt und makellos, ohne Schatten. Aber möglichst 
ohne Arbeit, ohne Anstrengung“, skizziert er die heu-
tige Gesellschaft. Doch je mehr die Menschen dabei 
seien, ihre scheinbar perfekte Welt zu bauen, desto 
mehr dränge sich das Böse hinein: Terror, Amokläufe, 
Gewaltexplosionen.

Andrea Herdegen
(siehe Seite 16)

E I N L A D U N G

Amokläufe, Terroranschläge oder sexistische Entglei-
sungen des neuen US-Präsidenten – Fotos, Filme und 
Texte werden in Sekundenschnelle über die soge-
nannten „sozialen“ Medien wie Twitter oder Facebook 
weltweit wie in einem Schneeballsystem verbreitet.

Der Amoklauf in München im Juli 2016 ist nur ein 
Beispiel für die zum Teil verheerende Wirkung der „so-
zialen“ Medien. Nach den Schüssen brach in der Stadt 
zeitweise Panik aus. In einer völlig unklaren Lage ver-
breiteten sich über die „sozialen“ Medien massenhaft 
Gerüchte und Halbwahrheiten. So wurde die gefühlte 
Bedrohung wesentlich größer als die echte. Wie ein 
Brandbeschleuniger hatten die „sozialen“ Netzwerke 
aus einem Funken eine Feuersbrunst gemacht.

Das alles geschieht vorbei an den klassischen, profes-
sionellen Filtern der traditionellen Massenmedien. Die 
früheren „Schleusenwärter des Nachrichtenstroms“ 
haben ihre beherrschende Position bei der Herstellung 
von Öffentlichkeit verloren. Gleichzeitig nutzen aber 
auch sie die „sozialen“ Medien als Informationsquel-
le und verbreiten unreflektiert Mutmaßungen und 
Falschmeldungen.

Was bedeutet dieser neue Strukturwandel von Öffent-
lichkeit nun für Demokratie und politische Kommunika-
tion? Und wie verändert sich private Kommunikation, 
wenn sie doch immer öffentlicher und damit politi-
scher wird? Wird unsere Gesellschaft immer aufgereg-
ter, panischer und hysterischer?

Wir laden Sie herzlich ein nach Bayreuth, um diese 
und weitere Fragen zum Wandel der Kommunikation 
im digitalen Zeitalter mit uns zu diskutieren.

Dr. Michael Schröder 
Akademie für Politische Bildung

Sabine Jörk, M.A. 
Vorsitzende der Evangelischen Arbeitsgemeinschaft 
Medien (EAM)

Katharina Geiger 
Geschäftsführerin des Deutschen Evangelischen  
Frauenbunds (DEF), Landesverband Bayern e.V.

S A M S TA G ,  1 3 .  M A I  2 017

 9.30 Uhr Anreise, Kaffee zur Begrüßung, Check-in

 10.00 Uhr Eröffnung, Begrüßung 
Dr. Michael Schröder 
Sabine Jörk, M.A.

 10.15 Uhr Wird unsere Gesellschaft immer  
hysterischer? 
Prof. Dr. Daniel Salber 
Medienpsychologe, Business-School, 
Berlin

 11.30 Uhr Pause

 11.45 Uhr Das Phänomen Amoklauf und die  
Rolle der Medien 
Viktoria Roth, M.A. 
Institut für Interdisziplinäre  
Gewaltforschung der Universität Bielefeld 

 13.00 Uhr Mittagspause, Imbiss

 14.30 Uhr Probleme der digitalen Echtzeit- 
kommunikation in Krisensituationen 
Martin Bernstein 
Redakteur, Süddeutsche Zeitung,  
München

  Anja Miller 
Redaktionsleiterin Rundschau und  
Nachrichten, BR Fernsehen, München

  Marcus da Gloria Martins 
Pressesprecher der Münchner Polizei

 16.00 Uhr Kaffeepause

 16.30 Uhr Brauchen wir eine Algorithmen-Ethik? 
Echtzeit-Ethik als Antwort auf  
Echtzeit-Kommunikation 
Christopher Koska, M.A. 
Wissenschaftlicher Mitarbeiter am  
Lehrstuhl für Medienethik, Hochschule  
für Philosophie, München

 17.45 Uhr Schlussgespräch

 18.00 Uhr Ende der Tagung

Prof. Dr. Daniel Salber: Lehrjahre bei Tageszeitungen, 
danach Öffentlichkeitsarbeit für Industrie-Unternehmen, 
2000 Wechsel in die Markt- und Medien-Forschung. 2010 
Gründung eines Instituts für tiefenpsychologische Beratung. 
Promotion an der RWTH Aachen, psychotherapeutische 
Ausbildung an der Universität zu Köln. Seit 2012 Professor 
an der BSP Business School Berlin Potsdam im Fach Wirt-
schaftspsychologie.

Viktoria Roth: von 2006 bis 2013 Studium der Soziologie 
an den Universitäten Göttingen und Bielefeld. Seit 2011 am 
Institut für Interdisziplinäre Konflikt- und Gewaltforschung 
(IKG) der Universität Bielefeld zunächst als studentische 
Hilfskraft, später als Wissenschaftliche Mitarbeiterin, aktuell 
im Forschungsverbund „Junge Menschen und gewaltorien-
tierter Islamismus“.

Martin Bernstein: 1984 bis 1986 Volontariat bei „Der Neue 
Tag“ (Weiden). Danach Studium der Geschichte, Kunstge-
schichte und Germanistik in Würzburg und München. Seit 
1991 Redakteur, Redaktionsleiter und Ressortleiter bei der 
„Süddeutschen Zeitung“. Seit Dezember 2014 dort Reporter 
für Polizei- und Sicherheitsthemen in München.

Anja Miller: journalistische Ausbildung bei einer Lokal-
zeitung in Oberbayern. Studium in Bamberg: Diplomger-
manistik, Journalistik, Wirtschaft und Geschichte. Hör-
funk-Reporterin für das BR-Studio Nürnberg, danach in der 
Wirtschaftsredaktion des Bayerischen Fernsehens. 2001 
stellvertretende Redaktionsleiterin und Chefin vom Dienst 
des ARD-Mittagsmagazins. Ab September 2012 Leiterin der 
Ausbildungsredaktion des BR. Seit 2014 Leiterin Rundschau 
und Nachrichten beim Bayerischen Fernsehen.

Marcus da Gloria Martins: nach dem Abitur Ausbildung als 
Polizist, seit 2005 bei der Münchner Kriminalpolizei. Master 
im Bereich „Krisenkommunikation – kritische Infrastruktu-
ren“. Seit Oktober 2015 Leiter der Pressestelle der Münch-
ner Polizei. Theodor Heuss-Medaille 2017 für seine „beson-
nene und souveräne Krisenkommunikation“ während des 
Amoklaufs in München im Juli 2016.

Christopher Koska: 2001/2002 Studium der Informations- 
und Medientechnik an der TU Cottbus, 2002 bis 2004 Stu-
dium der Philosophie und Informatik an der TU Berlin. 2004 
bis 2008 Studium der Philosophie (M.A.) an der Hochschule 
für Philosophie in München, dort seit 2013 Wissenschaftli-
cher Mitarbeiter am Lehrstuhl für Medienethik.

U N S E R E  R E F E R E N T I N N E N  
U N D  R E F E R E N T E N

A K A D E M I E  F Ü R
P O L I T I S C H E  B I L D U N G
T U T Z I N G

O R G A N I S AT O R I S C H E  
H I N W E I S E

Tagungsleitung

Dr. Michael Schröder 
Akademie für Politische Bildung 

Sabine Jörk, M.A. 
Evangelische Arbeitsgemeinschaft Medien

Katharina Geiger 
Deutscher Evangelischer Frauenbund

Tagungssekretariat

Antonia Kreitner 
Tel.: +49 8158 256-58 
Fax: +49 8158 256-51 
a.kreitner@apb-tutzing.de

Wir bitten um Ihre verbindliche Anmeldung 
über das Online-Formular auf der Website der 
Akademie oder mit beiliegendem Anmeldefor-
mular bis spätestens 2. Mai 2017.

Ihre Anmeldung gilt als angenommen, wenn 
Sie von uns eine Teilnahmezusage erhalten.

Sollten Sie nach Ihrer Anmeldung an der  
Teilnahme verhindert sein, bitten wir bis  
spätestens 10. Mai 2017 um Nachricht, an-
dernfalls müssen wir Ihnen leider 50 Prozent 
der Tagungsgebühr in Rechnung stellen.

Tagungsgebühr

25 Euro (ermäßigt: 15 Euro) 
Imbiss, Kaffee und Getränke sind in der  
Tagungsgebühr enthalten.

Wir bitten um Begleichung bei Anreise durch 
Barzahlung.

Ermäßigungsberechtigt sind Schülerinnen und 
Schüler, Studentinnen und Studenten, Stu-
dienreferendare, Freiwillige Wehrdienst- und 
Bundesfreiwilligendienstleistende, Auszubil-
dende und Arbeitslose sowie Besitzer einer 
Jugendleiter-Card. Bitte weisen Sie bei der 
Anmeldung darauf hin.

V E R A N S TA LT U N G S O R T

ARVENA KONGRESS

Hotel in der Wagnerstadt 
Eduard-Bayerlein-Straße 5 A 
95445 Bayreuth

www.arvena-kongress.de

Wegbeschreibung

Sie fahren über die A9.

An der Ausfahrt „Bayreuth-Süd“ verlassen Sie 
die Autobahn und fahren in Richtung Stadtmitte. 

Bitte folgen Sie den braunen Hotelwegweisern 
bis „Arvena Kongress“ oder der Ausschilderung 
in Richtung „Arbeitsamt“.

19-6-17 | 10.04.2017.KRE

Akademie für Politische Bildung

Buchensee 1 · 82327 Tutzing  
Tel.: +49 8158 256-0

www.apb-tutzing.de

Die hysterische  
Mediengesellschaft 

Echtzeit-Kommunikation  
im digitalen Zeitalter

TITELABB.: SCHLAGZEILEN MÜNCHNER TAGESZEITUNGEN AM TAG NACH DEM AMOKLAUF 
IM JULI 2016 
© MATTES /CC 2.0

13. Mai 2017

im ARVENA KONGRESS Hotel Bayreuth

In Zusammenarbeit mit der  
Evangelischen Arbeitsgemeinschaft 
Medien (EAM) im Deutschen  
Evangelischen Frauenbund (DEF), 
Landesverband Bayern e.V.
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Die Welt, 31. Mai 2017

Karlspreisträger Ash mahnt 
politische Bildung an
DER BRITISCHE HISTORIKER und Autor Timo-
thy Garton Ash hat die Rolle Deutschlands in der Welt-
politik betont. Deutschland sei „ungewollt wieder fast 
so etwas wie eine Weltmacht“, sagte Ash am Mitt-
woch in München. Als Begründung nannte Ash die 
feste Einbettung in alle europäischen Institutionen.

Die Europäische Union und der gesamte Westen 
befänden sich aber in einer „existenziellen Krise“. Kon-
kret kritisierte er den nationalistischen Populismus 
und verwies darauf, dass nur noch gut die Hälfte der 
jungen Europäer die Demokratie für die beste Regie-
rungsform hielten. „Wir leben somit in einer Zeit, in 
der politische Bildung wichtiger ist denn je.“

(siehe Seite 5)

Frankenpost, 24. Mai 2017

Ernste Themen in der Idylle
… DIE AKADEMIE versteht sich als Forum der 
Information und Kommunikation über aktuelle und 
grundsätzliche Themen der nationalen und internatio-
nalen Politik. Sie will aber auch Raum bieten für eine 
kritische Auseinandersetzung mit der Geschichte des 
Nationalsozialismus und der DDR. Außerdem sieht 
sie sich als Stätte der Weiterbildung für alle, die zur 
politischen Meinungsbildung beitragen. Schließlich ist 
sie Treffpunkt für Akteure aus Politik, Wissenschaft, 
Bildung, Medien und Öffentlichkeit.

Für ihre Arbeit darf die Akademie in diesem Jahr 
gut vier Millionen Euro ausgeben. Das meiste Geld 
stammt aus dem Staatshaushalt. Sie beschäftigt der-
zeit knapp 50 Mitarbeiter.

Die seit 2011 amtierende Direktorin Ursula Münch 
legt Wert darauf, „dass wir in der Akademie den Men-
schen kein politisches Urteil, keine Meinung aufdrü-
cken“. Vielmehr wolle sie, „dass die Menschen in 
unseren Veranstaltungen mit politischer Urteilskraft 
bereichert werden und so von uns weggehen in dem 
Gefühl, mehr zu wissen und damit auch etwas für die 
Demokratie bewegen zu können“....

Paul Winterer
Starnberger Merkur, 28. Mai 2017

Eine bayerische Erfindung
Was die Akademie für Politische 
Bildung einzigartig macht

… IN ZEITEN von alternativen Fakten und Manipu-
lationen vor allem im Internet sind Aufklärung und po-
litischer Diskurs umso wichtiger.

Professor Ursula Münch weiß um die Bedeutung 
der Aufgabe. „Wir wollen Positionen analysieren und 
beleuchten“, sagt sie. „Wir wollen die politische Ur-
teilskraft stärken und dafür sorgen, dass sie Men-
schen nicht so schnell in die Manipulations-Maschi-
ne geraten.“ Die größtmögliche Unabhängigkeit ist 
dabei ein großes Geschenk. „Wir werden aus Steu-
ergeldern finanziert, sind aber niemandem zugeord-
net“, sagt Münch. Kein Regierungschef, kein Minister, 
kein Verbands-Oberer, dem sie Rechenschaft ablegen 
müsste. „Das ist eine bayerische Erfindung. Das gibt 
es weltweit nur in Tutzing.“ Dem bayerischen Akade-
miegesetz sei Dank...

Peter Schiebel

Süddeutsche Zeitung, 23. Mai 2017

Akademiechefin:  
Urteilsfähigkeit der beste 
Faktencheck
DIE DIREKTORIN der Akademie für Politische Bil-
dung Tutzing, Ursula Münch, hält politische Urteilsfä-
higkeit für den besten Faktencheck. Zunehmend be-
schäftige sich die Bildungseinrichtung aber mit der 
Frage, welche Auswirkungen es auf die politische Ur-
teilskraft hat, wenn immer Menschen sich durch die 
sozialen Medien informieren. „Wir analysieren in den 
Tagungen, wie sich diese Netzwerke auf das Informa-
tionsverhalten der Bürger und auf die klassischen Me-
dien auswirken“, sagte Münch im Interview der Deut-
schen Presse-Agentur.

Die Akademie feiert in diesen Tagen ihr 60-jähri-
ges Bestehen. Münch sieht in der Stärkung der poli-
tischen Urteilskraft die Hauptaufgabe von politischer 
Bildung… 

(siehe Seite 3)
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Eine Auswahl von Tagungen 
der Akademie in den  
nächsten Monaten

September

4. – 7.

 Tutzinger Sommerakademie 

Investitionen in Deutschland

Öffentliche Infrastruktur,  
Wohnungsbau und Energiewende 
In Kooperation mit dem ifo-Institut Dresden

36-1

Leitung:  
Sekretariat:

Wolfgang Quaisser / Joachim Ragnitz 
Antonia Kreitner� Tel. +49 8158 256-58

September

7. – 8.

 Tutzinger Journalistenakademie 

Wie Technik den  
Journalismus verändert
In Zusammenarbeit mit der Professur für 
Praktischen Journalismus an der Technischen 
Hochschule Nürnberg Georg Simon Ohm

36-2

Leitung:  
Sekretariat:

Sebastian Haas / Markus Kaiser 
Heike Schenck� Tel. +49 8158 256-46

September

10. – 12.

 Tutzinger Journalistenakademie 

Hörbar glaubwürdig

13. Tutzinger Radiotage

36-3

Leitung:  
Sekretariat:

Michael Schröder 
Alexandra Tatum-Nickolay� Tel. +49 8158 256-17

September

18. – 20.

Aktuelle Herausforderungen  
für die internationale  
Sicherheitspolitik
In Kooperation mit dem  
Landeskommando Bayern

*38-3

Leitung:  
Sekretariat:

Anja Opitz / Uwe Löffler 
Antonia Kreitner� Tel. +49 8158 256-58

September

21. – 24.

Gesellschaft. Sucht. Alkohol.

Soziale, ökonomische und  
gesundheitliche Bilanzierung eines 
vermeintlichen Kulturgutes
Interdisziplinäre Kooperationstagung mit der 
Studienstiftung des deutschen Volkes

*38-1

Leitung:  
Sekretariat:

Andreas Kalina / Peter Kainz 
Heike Schenck� Tel. +49 8158 256-46

September

27. – 29.

1917 – Epochenjahr  
der Weltgeschichte?
In Zusammenarbeit mit dem Lehrstuhl  
für Neuere und Neueste Geschichte der  
Universität Passau

39-4

Leitung:  
 

Sekretariat:

Sebastian Haas / Hans-Christof Kraus /  
Marc von Knorring 
Simone Zschiegner� Tel. +49 8158 256-47

September

29. – 1. 
Oktober

In drei Tagen durch die  
europäische Nachbarschaft

Nationalstaatliche Interessen  
versus multilaterale Partnerschaft
In Kooperation mit der Bundeszentrale für 
politische Bildung und dem Institut für den 
Donauraum und Mitteleuropa

39-3

Leitung:  
Sekretariat:

Anja Opitz / Sebastian Schäffer / Walter Staufer 
Heike Schenck� Tel. +49 8158 256-46

September

29.

Akademiegespräch am See:  
Stabilisierung und Aussöhnung

Eine reformierte Europäische  
Nachbarschaftspolitik zeigt Wirkung
In Kooperation mit der Bundeszentrale für 
politische Bildung und dem Institut für den 
Donauraum und Mitteleuropa

39-5

Leitung:  
Sekretariat:

Anja Opitz / Sebastian Schäffer / Walter Staufer 
Heike Schenck� Tel. +49 8158 256-46

Eintritt frei! Um Anmeldung wird gebeten!

Tiefgang am See

© SCHRÖDER / APB
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Oktober

2. – 6.

 Internationale Akademie 

Antike und Byzanz als  
historisches Erbe in Südosteuro-
pa (19. – 21. Jahrhundert)

56. Internationale Hochschulwoche 
In Zusammenarbeit mit der  
Südosteuropa-Gesellschaft München

*40-1

Leitung:  
 

Sekretariat:

Wolfgang Quaisser / Hans-Christian Maner / 
Ioannis Zelepos 
Antonia Kreitner� Tel. +49 8158 256-58

Oktober

6. – 8.

Bundestagswahl 2017

Wahlkampf, Ergebnis, Perspektiven
In Zusammenarbeit mit der Deutschen  
Vereinigung für Parlamentsfragen e.V.

40-2

Leitung:  
 

Sekretariat:

Ursula Münch / Heinrich Oberreuter /  
Jörg Siegmund 
Simone Zschiegner� Tel. +49 8158 256-47

Oktober

9. – 10.

Der (wirtschafts-)politische  
Einfluss des Ordoliberalismus

Denkformen und Netzwerke
In Kooperation mit der Cusanus Hochschule

41-1

Leitung:  
Sekretariat:

Michael Spieker / Walter O. Ötsch 
Antonia Kreitner� Tel. +49 8158 256-58

Oktober

13. – 14.

Die Verrohung der Republik

Politischer Diskurs im Wandel
In Zusammenarbeit mit der Petra-Kelly-Stiftung

41-3

Leitung:  
Sekretariat:

Manfred Schwarzmeier / Gerd Rudel 
Heike Schenck� Tel. +49 8158 256-46

Oktober

16. – 18.

Chances and Challenges

Immigration and  
International Relations
In Kooperation mit dem Pädagogischen  
Institut der Landeshauptstadt München

42-1

Leitung:  
Sekretariat:

Anja Opitz / Gabriele Rigó-Titze 
Alexandra Tatum-Nickolay� Tel. +49 8158 256-17

Anmeldung über das Pädagogische Institut  
der Landeshauptstadt München

Oktober

18. – 20.

Sozialer Friede in der  
Einwanderungsgesellschaft
In Zusammenarbeit mit dem Arbeitskreis 
interkulturelle Arbeit München (AKIA)

*42-4

Leitung:  
Sekretariat:

Gero Kellermann / Martha Doll / Luca Schimmel 
Simone Zschiegner� Tel. +49 8158 256-47

Oktober

20.

Tutzinger Kulturnacht 2017

Musik schafft Heimat
In Zusammenarbeit mit Musizierenden der 
Bayerischen Philharmonie

42-2

Leitung:  
Sekretariat:

Michael Schröder 
Antonia Kreitner� Tel. +49 8158 256-58

Oktober

20. – 22.

Fake News und  
„alternative Fakten“

Medien, Politik und Populismus
In Zusammenarbeit mit dem Landesverband 
Bayern der Deutschen Vereinigung für  
Politische Bildung (DVPB) und der  
Europäischen Akademie Bayern

42-3

Leitung:  
 

Sekretariat:

Michael Schröder / Armin Scherb /  
Birgit Schmitz-Lenders 
Alexandra Tatum-Nickolay� Tel. +49 8158 256-17

Oktober

25. – 1.
November

Philosophie vor Ort

Kampanien
In Kooperation mit dem Pädagogischen  
Institut der Landeshauptstadt München

43-3

Leitung:  
Sekretariat:

Michael Spieker / Peter Schmidbauer 
Heike Schenck� Tel. +49 8158 256-46

Außenveranstaltung in Velia / Italien

Oktober

25. – 26.

 Tutzinger Schülerforum 

„Schule ohne Rassismus – Schu-
le mit Courage“ / aktivcoach 2017
In Zusammenarbeit mit dem Projekt  
„Schule ohne Rassismus – Schule mit 
Courage“ und dem Pädagogischen Institut 
der Landeshauptstadt München

*43-6

Leitung:  
Sekretariat:

Jörg Siegmund 
Alexandra Tatum-Nickolay� Tel. +49 8158 256-17

Oktober

27. – 28.

Alles in Bewegung?

Mobilität im 21. Jahrhundert

43-4

Leitung:  
Sekretariat:

Andreas Kalina 
Alexandra Tatum-Nickolay� Tel. +49 8158 256-17
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Direktorin
Prof. Dr. Ursula Münch referierte im 
Rahmen der Ringvorlesung „Digitali-
sierung“ an der TU München zum The-
ma „Digitalisierung als Bedrohung der 
Demokratie? Politikwissenschaftliche 
Untersuchungsansätze und Einordnun-
gen“, und sie wirkte an der gemeinsa-
men Tagung „Bildung und Kompeten-
zen für die digitale Gesellschaft und 
Arbeitswelt“ von Hochschulrektoren-
konferenz und Hochschule München 
als Podiumsteilnehmerin und Refe-
rentin mit. Im Rahmen von „das sa-
lonfestival“ diskutierte sie zum Thema 
„Demokraten fallen nicht vom Him-
mel: Was wäre, wenn wir Schule zu 
einem Ausgangsort für eine demokra-
tisch geschulte Gesellschaft machen 
würden?“. Um die Zukunft der Europä-
ischen Union ging es in einem Vortrag 
vor der Kreisobmänner- und Kreisbäu-
erinnentagung des Bayerischen Bau-
ernverbands. Bei einer gemeinsamen 
Klausurtagung von Handwerkskam-
mer Schwaben und Genossenschafts-
banken referierte sie zu „Demokratie 
in Gefahr? Wie gefährlich sind Popu-
listen und alternative Fakten?“. Bei der 
Mitgliederversammlung der Katholi-
schen Erwachsenenbildung Bayern 
hielt die Direktorin einen Vortrag über 
politische Bildung in der Erwachsenen-
bildung und bei der Nürnberger Sicher-
heitskonferenz den Festvortrag über 
Europas Rolle in der Welt. Gemein-
sam mit Professorin Sylvia Schraut 
veranstaltete sie an der Universität der 
Bundeswehr München im Frühjahrstri-
mester 2017 ein Masterseminar über 
„Populismus und Rechtsextremismus 
als Gegenstand geschichts- und poli-
tikwissenschaftlicher Analysen“.

Kollegium
Dr. Sebastian Haas nahm an einer Podiumsdiskussion am Gün-
ter-Stöhr-Gymnasium in Icking zum Thema „Lügenpresse, Fake-News, 
Rudeljournalismus – Alles klar mit unserer Mediendemokratie?“ teil.

Dr. Andreas Kalina sprach und debattierte in Berlin anlässlich der Vor-
standsklausur der Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur 
über „Aktuelle Herausforderungen der politischen Bildung“. In Mün-
chen wirkte er am Hintergrundgespräch über die gegenwärtige Situ-
ation in der Türkei und ihre Auswirkungen auf Bayern mit. In Kirchham 
hielt Kalina bei der Klausurtagung des Arbeitskreises für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen der CSU-Frakti-
on im Bayerischen Landtag eine Keynote-Speech zum Thema „Europä-
ische Desintegration?“. Im Europäischen Parlament in Straßburg nahm 
er an der Expertenrunde „Europa in Wissenschaft und Politik“ teil.

Dr. Gero Kellermann sprach in Paris auf einer internationalen Kon-
ferenz über Migration zum Thema „Citizenship and integration of 
migrants“.

Dr. Michael Mayer sprach an der Universität Bern zum Thema „Häus-
liche Gewalt und Polizeireformen in den USA 1950 bis 1990“. An der 
Universität der Bundeswehr München gab er ein Seminar zum The-
ma „Frauen im 19. Jahrhundert in Deutschland und den USA“. Im Klos-
ter Benediktbeuern leitete er einen Workshop zur Frage von Grenz-
kontrollen in Großbritannien und der Bundesrepublik.

Dr. Anja Opitz hielt am Pomona College in den USA einen Vortrag 
über „EU-Security and Defence“ und sprach bei der Hanns-Sei-
del-Stiftung über die Konsequenzen des Brexit für die europäische 
Verteidigungspolitik. In Wien hielt sie eine Vorlesung „International 
Institutions, Organisations and Relations“.

Jörg Siegmund, M.A., referierte beim Bundestreffen der Acker-
mann-Gemeinde im Kloster Rohr über Instrumente gegen das Aus-
einanderbrechen der Gesellschaft. Er moderierte die Podiumsdis-
kussion „Integration ausgeträumt? Bayern zwischen Anpassung und 
Ausgrenzung“ in Kooperation mit dem Netzwerk „Asyl im Oberland“ 
in Peißenberg.

Dr. Michael Spieker sprach auf einer Tagung der Aristoteles-Univer-
sität in Thessaloniki über „Freiheit und Recht bei Hegel und Marx“. 
In Obermarchtal referierte er über „Differenz und Identität bei Hegel 
und Marx“. An der Universität Freiburg i.Br. hält er im Sommersemes-
ter ein Seminar über die Philosophie des Lehrerseins und an der Ka-
tholischen Stiftungsfachhochschule in München eines über aktuelle 
Themen der Sozialpolitik.

Namen und Nachrichten
aus der Akademie
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